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Zuständigkeiten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

Auflistung der aktuellen Regelungen in den Kommunen  

Stand 10/26 

„Ein gutes Zusammenwirken von Rat, Ausschuss für Chancengerechtigkeit und In-

tegration und Verwaltung ist eine wichtige Voraussetzung für eine erfolgreiche kom-

munale Integrationspolitik.“ (aus der Handreichung des Kommunalministeriums) 

Wichtig dafür sind klare Regelungen!  

Aus Sicht des Landesintegrationsrates ist es von zentraler Bedeutung, dass an einer Stelle 

(Zuständigkeitsordnung bzw. Hauptsatzung) transparent und übersichtlich für ACI-Mitglieder, 

Ratsmitglieder und Verwaltung die Zuständigkeiten und Kompetenzen des ACI‘s ‚nach au-

ßen‘ geregelt sind – ein einfacher Verweis auf §27 GO NW ist nicht ausreichend und führt zu 

Irritationen und zeitraubenden Diskussionen!  

Relevant für die Zuständigkeitsordnung sind folgende Absätze aus § 27 Gemeindeordnung 

NW (Link) 

• § 27 Abs. 2 Satz 2:  
„Soweit in diesem und den nachfolgenden Absätzen nichts anderes geregelt ist, sind § 57 Abs. 4 Satz 1 so-
wie die §§ 58 und 58a entsprechend anzuwenden.“ 
(§ 57 Abs. 4 Satz 1: „Der Rat kann für die Arbeit der Ausschüsse allgemeine Richtlinien aufstellen.“ / § 58 Abs. 1 Satz 1: „Der Rat regelt 

mit der Mehrheit der Stimmen der Ratsmitglieder die Zusammensetzung der Ausschüsse und ihre Befugnisse…“ / § 58 Absatz 1 Satz 3: 
„Der Bürgermeister hat das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen der Ausschüsse teilzunehmen; ihm ist auf Verlangen jeder-
zeit das Wort zu erteilen.“ / § 58 Abs. 2 Satz 2: „Der Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im Benehmen mit dem Bürgermeis-
ter fest.“ / § 58 Abs. 4 Satz 1: „Als Mitglieder mit beratender Stimme können den Ausschüssen volljährige sachkundige Einwohner an-
gehören, die in entsprechender Anwendung des § 50 Abs. 3 zu wählen sind.“ / § § 58a: „In der Hauptsatzung kann bestimmt werden, 
dass Ausschüsse des Rates auch außerhalb der besonderen Ausnahmefälle nach § 47a Absatz 1 hybride Sitzungen durchführen dür-
fen…“) 

• § 27 Abs. 2 Satz 3:  

„Dabei ist der Ausschuss wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungsfolge des Rates einzubinden.“ 

• § 27 Abs. 7 Satz 2:  
„Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung.“ 

• § 27 Abs. 7 Satz 3:  
„Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstim-
men.“ 

• § 27 Abs. 7 Satz 4:  
„Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenhei-
ten der Gemeinde befassen.“ 

• § 27 Abs. 7 Satz 4:  
„Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen.“ 

• § 27 Abs. 7 Satz 5:  
„Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von 
diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der 
Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu 
das Wort zu erteilen.“ 

https://recht.nrw.de/suche/lra/?bes_id=55811&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=696395&s=
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§ 27 Abs. 8 Satz 1:  

„Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderli-

chen Mittel zur Verfügung zu stellen.“ 

§ 27 Abs. 8 Satz 2:  

„Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration den Rahmen festlegen, 

innerhalb dessen der Ausschuss über die ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel entscheiden kann.“ 

 

!!! FAQ‘s des Landesintegrationsrat NRW zu § 27 Gemeindeordnung NRW - Link  

 

 

Auflistung 
 
 

Aachen – 263.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung - Link 

§ 20 Sondergesetzliche Ausschüsse  

Die Zuständigkeiten sondergesetzlicher Ausschüsse (z.B. von Wahlausschuss, Wahlprüfungsausschuss, Ausschuss für In-

tegration und Chancengerechtigkeit, Jugendrat) bestimmen sich nach den jeweiligen Regelungen. 

(Anmerkung: Auf Nachfrage teilt die Verwaltung Aachen mit, dass hinsichtlich des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und 

Integration der § 27 GO NRW gemeint ist.) 

Ahlen – 53.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 14 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
Die Aufgaben des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ergeben sich aus § 27 GO NRW und § 15 der Haupt-

satzung. 

Hauptsatzung – Link 

§ 15 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 10 gemäß § 27 Abs. 2 S. 1 GO NRW gewählten Mit-

gliedern und 5 vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. Wahl und Bestellung von Stellvertretern sind zulässig. Für die Bestellung 

stellvertretender Ratsmitglieder gilt § 58 Abs. 1 GO entsprechend. 

(2) Die Wahl der Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration findet am Tag der Kommunalwahl 

statt. Das Nähere zur Wahl regelt die Wahlordnung zur Durchführung der Wahl des Ausschusses für Chancengerechtigkeit 

und Integration für die Stadt Ahlen. 

(3) Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Darüber hin-

aus kann sich der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. 

Insbesondere wird er sich mit der Lösung der Probleme beschäftigen, die sich aus dem Zusammenleben von Menschen ver-

schiedener ethnischer Herkunft ergeben. Er strebt dabei die soziale, rechtliche und politische Gleichstellung aller an. 

(4) Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder vom Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung 

nehmen. Der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem Aus-

schuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf sein Ver-

langen ist ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Alsdorf – 49.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 1 Bildung von Ausschüssen  
A) Pflichtausschüsse nach der Gemeindeordnung:  

Stärke der Ausschüsse …  

4. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

https://landesintegrationsrat.nrw/faq-zu-paragraph-27-gemeindeordnung-nrw/
https://ratsinfo.aachen.de/public/si018?GRLFDNR=17
https://www.aachen.de/in-aachen-leben/politik-und-verwaltung/stadtrecht/allgemeine-verwaltung-und-verfassung/18.-nachtrag-zustaendigkeitsordnung.pdf?cid=wy7
https://www.ahlen.de/rathaus-und-politik/verwaltung/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/zustaendigkeitsordnung
https://www.ahlen.de/rathaus-und-politik/verwaltung/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/hauptsatzung-der-stadt-ahlen
https://alsdorf.de/web/cms/upload/pdf/ortsrecht/Dezember_2025/10_201_Zusta776ndigkeitsordnung_ab_17.12.2025.pdf
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15 stimmberechtigte Mitglieder (5 Ratsmitglieder und 10 direkt gewählte Mitglieder gemäß § 27 Abs. 3 GO NRW). 

§ 2 Zuständigkeiten der Ausschüsse 

… 
4. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW wirkt 

bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote in Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz (GG), „Jeder hat das Recht auf die 

freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 

Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“ sowie Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner 

Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen 

Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden.“ mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancen-

gerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte. 

Arnsberg – 75.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 14 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss berät grundsätzlich über Themen, die die Integration von Menschen mit internationaler Familienge-

schichte betreffen. Dabei soll sich der Rat mit dem Ausschuss gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufga-

ben der Integration abstimmen. Der Ausschuss kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen.   

(2) Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von der:dem Bürgermeister:in vorgelegt werden, 

Stellung nehmen.  

(3) Die:der Vorsitzende des Ausschusses oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der 

Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen. 

Auf Verlangen ist ihr oder ihm das Wort zu erteilen. 

§ 27 Abs. 7 GO NRW: (7) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen 

Vorsitzenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-

nung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für 

Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Der Ausschuss soll 

zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister vor-

gelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes 

von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst ge-

wesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Bad Oeynhausen – 51.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

4. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (vorige Bezeichnung: Integrationsrat) (Pflichtausschuss 

nach GO NRW)  
A) Vorbereitende Aufgaben / Mitwirkung:  

Rat und Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sollen sich nach der GO NRW über die Themen und Aufgaben 

der Integration in der Stadt abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus 

gemäß § 27 GO NRW mit allen Angelegenheiten der Stadt befassen. Auf Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit 

und Integration ist eine Anregung oder Stellungnahme dem Rat oder einem anderen Ausschuss vorzulegen. Der/Die Vorsit-

zende oder ein anderes vom Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der 

Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf sein Ver langen ist dazu das Wort zu erteilen.  

Zu seinen Aufgaben gehört insbesondere die Behandlung von zuwanderungs- und integrationsspezifischen Themen und 

Angelegenheiten, die die Lebensverhältnisse und die Integration der hier wohnenden Menschen mit Migrationshintergrund 

in die Gesellschaft berühren, so z.B.  

1. Förderung der Mitwirkung und Teilhabe von Menschen mit Migrationsvorgeschichte  

2. Befassung mit Integration und Gemeindeangelegenheiten  

3. Beschäftigung mit den Herausforderungen des Zusammenlebens verschiedener Kulturen  

4. Förderung der sozialen, rechtlichen und politischen Gleichstellung aller 

B) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration hat ausschließlich beratende Funktion. Er kann allerdings über 

die ihm vom Rat zur Verfügung gestellten Mittel entscheiden. 

  

https://www.arnsberg.de/fileadmin/user_upload/Bilder_und_pdf-Dateien/1.0.2/ortsrecht/zustaendigkeit-rat.pdf
https://www.badoeynhausen.de/fileadmin/user_upload/Stadt/Sonstiges/Satzungen/Allgemeine_Verwaltung/12_zustaendigkeitsregelung.pdf


4 
 

Bad Salzuflen – 54.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

3.11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
1. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW 

wirkt bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote in Artikel 2 Abs. 1 GG, „Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-

tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 

das Sittengesetz verstößt.“ sowie Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 

benachteiligt oder bevorzugt werden“ mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancengerechtigkeit und 

gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte.  

Er ist zuständig und entscheidungsbefugt für: 

(1) Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesundheit, Sport 

und Kultur etc. zielen, 

(2) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte, 

(3) Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen, 

(4) Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere in der 

städtischen Verwaltung, 

(5) die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen im Rahmen des Haushaltsplanes und einer städtischen Richtli-

nie ab einem Wert von 2.500 € zur Durchführung von interkulturellen Veranstaltungen, Integrations- und Antirassismuspro-

jekten sowie Projekten zur Sichtbarmachung der Potenziale der Menschen mit internationaler Familiengeschichte und Si-

cherstellung der Chancengerechtigkeit, 

(6) Angebote zur Integration von Einwanderern. 

2. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt. 

3. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er berät 

über alle Haushaltsansätze, die seine Belange betreffen und kann dazu Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen. 

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates, der Bezirksvertretungen 

und der Ausschüsse so rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann, wenn 

diese spezifische Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berührt. Er wird insbesondere vorbera-

tend beteiligt hinsichtlich: 

(1) Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitlinien, 

(2) Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Be-

reich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren, 

(3) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorin-

nen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte, 

(4) Grundsatzfragen der kommunalen Personal- und Personalentwicklungsplanung hinsichtlich einer migrationsgesellschaft-

lichen Öffnung der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Bereichen, 

(5) Grundsatzfragen des Stellenplans im Hinblick auf migrationsgesellschaftliche Belange. 

5. Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt iSd. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Baesweiler – 29.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link 

8. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

Der Ausschuss nimmt die Aufgaben aus § 27 GO NRW wahr. 

  

https://www.stadt-bad-salzuflen.de/stadt-und-rathaus/politik-und-wahlen/ortsrecht/abschnitt-1/zustaendigkeitsordnung-der-stadt-bad-salzuflen#3.10%20Ausschuss%20f%C3%BCr%20Chancengerechtigkeit%20und%20Integration
https://www.bing.com/search?q=ZUst%C3%A4ndigkeitsordnung+Baesweiler&form=ANSPH1&refig=6a188bf7f278472288433b2ddc2c3d7e&pc=U531&adppc=EDGEDSP
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Beckum – 37.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 9 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss ist für folgende Angelegenheiten zuständig:  

A) Beratung  

(1) Beratung über Angelegenheiten der Menschen mit Migrationshintergrund,  

(2) Beratung über Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit Mig-

rationshintergrund,  

(3) Beratung über Maßnahmen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie der entsprechenden Kon-

zepte und Leitlinien.  

B) Entscheidung  

Entscheidung über Maßnahmen und Projekte im Rahmen der dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration im 

Haushaltsplan zur Verfügung gestellten Mittel. 

Bergisch Gladbach – 111.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist ein Pflichtausschuss gemäß § 27 GO NRW und das zentrale 

Fachgremium der Stadt für Fragen der Chancengerechtigkeit, Integration und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen 

mitinternationaler Familiengeschichte. 

(2) Der Ausschuss berät den Rat, die übrigen Ausschüsse und die Verwaltung in allen grundsätzlichen Angelegenheiten sei-

nes Aufgabenbereichs. Hierzu gehören insbesondere: 

• die Integration neu zugewanderter Menschen, 

• die migrationsgesellschaftliche Öffnung von Verwaltung und kommunalen Einrichtungen, 

• die Förderung von Chancengerechtigkeit und gleichberechtigter Teilhabe, 

• Maßnahmen zum Abbau von Benachteiligung und Diskriminierung sowie 

• die Sichtbarmachung der Potenziale von Menschen mit internationaler Familiengeschichte. 

(3) Der Ausschuss ist bei allen Vorlagen frühzeitig zu beteiligen, die seinen Aufgabenbereich gemäß Absatz 2 betreffen. Seine 

Stellungnahmen sind in die Beratungsfolge einzubeziehen. 

(4) Der Ausschuss wirkt bei der Beratung der Haushaltssatzung mit, soweit seine Aufgaben berührt sind, und kann hierzu 

Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen. 

(5) Der Ausschuss kann im Rahmen der ihm vom Rat zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel über deren Verwendung ent-

scheiden. 

(6) Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt i. S. d. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Bergheim – 62.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Die Aufgaben des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ergeben sich aus dem Wortlaut des § 27 Abs. 7 GO 
NRW  
Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen.  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 
befassen.  
Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin 
oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

§ 27 Absatz 7: Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-
nung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für 
Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Der Ausschuss 
soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeis-
ter vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder 
ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Aus-
schuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

https://www.beckum.de/rathaus-service/politik/ortsrecht/1-03-zustaendigkeitsordnung.pdf?cid=ohd
file:///F:/DATA/Documents/Andis%20Dateien/Arbeit/LIR/2026-05-19%20GF%20Treffen/Bergisch%20Gladbach
https://www.bergheim.de/rathaus/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/Zustaendigkeitsordnung-beschlossene-Fassung-10.11.25.pdf
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Bergkamen - 50.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist zuständig für alle Fragen des Integrationsmanagements.  

Dazu zählen insbesondere:  

1. die Förderung von Integrationsangeboten für Menschen mit Einwanderungsgeschichten,  

2. die Sichtbarmachung der Potenziale und Leistungen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte,  

3. die Sicherstellung von Chancengerechtigkeit in gesellschaftlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Bereichen,  

4. die Unterstützung und Förderung von Projekten, Einzelpersonen oder Gruppen, die in besonderem Maße zur Entwicklung 

des gesellschaftlichen Zusammenlebens beitragen oder dieses prägen,  

5. der Ausschuss ist vor der Beschlussfassung des Rates oder anderer Ausschüsse rechtzeitig zu hören, sofern die jeweiligen 

Beratungsgegenstände spezifische Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berühren. Seine Stel-

lungnahme ist bei der Entscheidungsfindung angemessen zu berücksichtigen und  

6. der Ausschuss kann dem Rat und seinen Ausschüssen Empfehlungen zu Themen der Integrations- und Teilhabepolitik aus-

sprechen. 

Bielefeld – 332.000 Einwohner*innen 

Satzung für den Integrationsrat – Link (lt. Verwaltung müssen die Regelungen zu den Zuständigkeiten noch im 

Rat verabschiedet werden) 

Bocholt -73.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§20 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss berät über:  

a) Grundsätze, Ziele und Maßnahmen der Integrationsarbeit in der Stadt Bocholt,  

b) Angelegenheiten der Antidiskriminierung, der Potenzialentfaltung sowie der  

c) gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe  

d) Aufstellung, Evaluation und Fortschreibung eines Integrationsplanes.  

(2) Der Ausschuss entscheidet über die Gewährung von Zuschüssen und Vereinen und Institutionen zur Durchführung von 

interkulturellen Veranstaltungen, Integrations- und Anti-Rassismusprojekten gem. § 3 a dieser Verordnung. 

§3 a Zuschüsse und Förderprogramme  

Unabhängig von den allgemeinen Zuständigkeitsregelungen nach § 3 können die zuständigen Fachausschüsse im Rahmen ihrer 

sachlichen Zuständigkeit über alle Einzelförderungen sowie Maßnahmen im Rahmen städtischer Förderprogramme mit einem För-

dervolumen von 5.000 EUR bis zu 50.000 EUR entscheiden. Über Einzelförderungen sowie Maßnahmen im Rahmen städtischer För-

derprogramme mit einem Fördervolumen von mehr als 50.000 EUR entscheidet der Haupt- und Finanzausschuss. Dies gilt jeweils 

nur, wenn die hierfür erforderlichen Haushaltsmittel im Haushaltsplan veranschlagt und verfügbar sind, keine anderweitigen Zu-

ständigkeiten und Wertgrenzen durch spezielle Richtlinien durch die Stadtverordnetenversammlung getroffen sind und sich der 

jeweilige Ausschuss die Entscheidung vorbehält. 

Bochum – 359.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

Dem Ausschuss wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen:  

• Bewilligung von Zuschüssen für die Arbeit von Vereinen, Zentren und Initiativen, die in der Migrations-, Integrations- 

und Antidiskriminierungsarbeit tätig sind.  

Der Ausschuss ist insbesondere in nachstehenden Angelegenheiten vorberatend zu beteiligen:  

• Projekte auf der Grundlage weiterer EU-, Bundes- und Landesmittel zur Förderung der Integration und des friedlichen 

gleichberechtigten Zusammenlebens, vorbehaltlich der Regelungen der Hauptsatzung  

• Fragen der Migration und Integration  

• Unterbringungs- und Betreuungsangelegenheiten von Geflüchteten  

• Leitlinien, Struktur und Inhalt der Bochumer Seniorenarbeit  

• Sozial- und Gesundheitsberichterstattung  

• kommunale Pflegebedarfsplanung  

• Kommunale Koordinierungsstelle „Übergang Schule Beruf NRW“ und Regionales Bildungsbüro  

https://www.bergkamen.de/files/bk/pdf/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/2025-zustaendigkeitsordnung.pdf
https://www.bielefeld.de/sites/default/files/dokumente/1_20.pdf
https://www.bing.com/search?q=Zust%c3%a4ndigkeitsordnung+Bocholt&FORM=AWRE
https://www.bochum.de/C125830C0042AB74/vwContentByKey/N26R26TE028HGILDE/$File/rat_zustaendigkeitskatalog.pdf
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• Schulentwicklungsplanung für alle Schulformen im Einklang mit dem Schulgesetz  

• Ergebnisse der Regionalen Bildungskonferenz  

• Kinder- und Jugendförderplan 

Bönen – 18.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung – Link 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, davon aus zwei Drittel gem. § 27 

Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gem. § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten 

Mitgliedern. Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertretungen 

gewählt. 

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Ge-

meinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Ange-

legenheiten der Gemeinde befassen. 

§ 27 Absatz 7: Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-
nung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für 
Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Der Ausschuss 
soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeis-
ter vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder 
ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Aus-
schuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Bonn – 323.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung – Link 

§ 17: Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 27 Mitgliedern. Die Mitglieder des Ausschusses für 

Chancengerechtigkeit und Integration werden zu einem Drittel aus der Mitte des Rates nach dem für die Ausschüsse gelten-

den Verfahren und zu zwei Dritteln nach Listen oder als Einzelbewerber/innen für die Dauer der Wahlzeit des Rates (§ 27 

Abs. 2 S. 1 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen) gewählt. 

(2) Die dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration zur Erledigung seiner Aufgaben zur Verfügung gestellten 

Mittel sind entsprechend den Haushaltsgrundsätzen der Bundesstadt Bonn zu bewirtschaften. 

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration bestimmt auf Vorschlag der Oberbürgermeisterin/des Oberbür-

germeisters die Schriftführerin/den Schriftführer. 

(4) Die Tätigkeit im Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist ehrenamtlich. Die Mitglieder erhalten für ihre 

Tätigkeit Entschädigungen gemäß den Regelungen des § 45 mit Ausnahme des Abs. 4 Nummer 1 der Gemeindeordnung des 

Landes Nordrhein-Westfalens sowie gemäß den Regelungen der Hauptsatzung der Bundesstadt Bonn. 

Bornheim – 48.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 14 Zuständigkeit des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration  

1. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW 

wirkt bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote in Artikel 2 Abs. 1 GG, „Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-

tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 1.03 Ordnung 

oder das Sittengesetz verstößt.“ sowie Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstam-

mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen An-

schauungen benachteiligt oder bevorzugt werden“ mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancenge-

rechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte.  

Er ist zuständig und entscheidungsbefugt für 
(1) Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesundheit, Sport 

und Kultur etc. zielen,  

(2) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte,  

(3) Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen, 

https://www.boenen.de/fileadmin/media/dokumente/Ortsrecht/Satzungen_der_Gemeinde_Boenen/Hauptsatzung2025.pdf
https://www.bonn.de/service-bieten/stadtpolitik-ortsrecht/ortsrecht/rat-ausschuesse-allgemeines/hauptsatzung.php
https://www.bornheim.de/fileadmin/dokumente/rechtsvorschriften-satzungen/1-allgemeine_verwaltung/1.03_Zustaendigkeitsordnung_ab_12._AEnderung_ab_11.11.2025.pdf
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(4) Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere in der 

städtischen Verwaltung,  

(5) Angebote zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen,  

(6) Angebote zur Integration von Einwanderern.  

Weiterhin nimmt der Integrationsausschuss gem. § 27 Abs. 9 GO zu Fragen Stellung, die ihm vom Rat, einem Fachausschuss 

oder vom Bürgermeister/von der Bürgermeisterin vorgelegt werden.  

2. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt.  

3. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er berät 

über alle Haushaltsansätze, die seine Belange betreffen und kann dazu Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen.  

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates, der Bezirksvertretungen 

und der Ausschüsse so rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann, wenn 

diese spezifische Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berührt.  

Er wird insbesondere vorberatend beteiligt hinsichtlich:  

(1) Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitlinien,  

(2) Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Be-

reich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren, 

(2) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorin-

nen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte,  

(4) Grundsatzfragen der kommunalen Personal- und Personalentwicklungsplanung hinsichtlich einer migrationsgesellschaft-

lichen Öffnung der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Bereichen, 

(5) Grundsatzfragen des Stellenplans im Hinblick auf migrationsgesellschaftliche Belange.  

5. Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt i.S.d. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Bottrop – 119.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link (hier sind auch die Ausschusszuständigkeiten geregelt) 

§ 19 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Zur Mitwirkung der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner an den kommunalen Willensbildungsprozessen wird 

ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet, der aus 25 stimmberechtigten Mitgliedern besteht. Hier-

von werden 17 Mitglieder nach den Bestimmungen für Integration gemäß § 27 GO NRW gewählt und acht Vertreterinnen 

und Vertreter des Rates (Ratsmitglieder oder sachkundige Bürgerinnen und Bürger) durch den Rat bestellt. Für die Mitglie-

der nach Listen und die Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber sowie für die Vertreterinnen und Vertreter des Rates kön-

nen Stellvertreterinnen/Stellvertreter gewählt bzw. benannt werden. 

Webseite ACI – Link 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Bottrop ist ein gewähltes Gremium, das für alle Angele-

genheiten rund um die Themen Migration und Integration als beratender Ausschuss zuständig ist.  

Er tagt in Abhängigkeit von den Ratssitzungen mehrfach im Jahr. Die Sitzungen sind für Interessierte öffentlich.  

Der Ausschuss beschäftigt sich, zusammen mit dem Rat der Stadt, mit Aufgaben der Integration in Bottrop. Indem er nur von 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte gewählt werden kann, von denen viele ansonsten kein Wahlrecht in 

Deutschland haben, fördert er die politische Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund.  

Sein Zuständigkeitsbereich ist weit gefasst und zielt auf die kulturelle, politische, rechtliche und soziale Gleichstellung der 

Bottroperinnen und Bottroper mit internationaler Familiengeschichte.  

Er kann Anregungen oder Stellungsnahmen erarbeiten und den zuständigen Gremien zur Beratung vorlegen. Andererseits 

soll er zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder vom Oberbürgermeister vorgelegt wer-

den, Stellung nehmen. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration hat 25 stimmberechtigte Mitglieder. Von ihnen werden siebzehn 

Mitglieder von den Bottroperinnen und Bottropern mit internationaler Familiengeschichte gewählt. Die weiteren acht Mit-

glieder werden vom Rat der Stadt Bottrop in den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entsandt. 

Außerdem unterstützt der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration mit Zuwendungen das Engagement von Ver-

einen und Verbänden, die Projekte zur Förderung der Integration durchführen. 

  

https://www.bottrop.de/rathaus/ortsrecht/allg_verwaltung/hauptsatzung-2026.php
https://www.bottrop.de/soziales/zuwanderung/Ausschuss-Chancengerechtigkeit-Integration.php
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Brühl – 46.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

der Sozialausschuss entscheidet über Fragen im Zusammenhang mit Migration und Integration 

§ 6 Politische Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte  

(1) Der gemäß § 27 GO NRW neu einzurichtende Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht nach der Kom-

munalwahl 2025 weiterhin aus 17 Mitgliedern, davon neun gemäß § 27 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und 8 vom 

Rat bestellten Mitgliedern. Gemäß § 27 Abs. 10 Satz 1 GO wird ab 01.11.2025 bestimmt, dass für die erstmalige Bildung des 

Ausschusses in der am 1. November 2025 beginnenden Wahlperiode ausnahmsweise die vom Rat getroffenen bisherigen 

Zusammensetzungsregelungen für die Integrationsräte oder -ausschüsse Anwendung finden, sofern eine Anpassung an den 

künftigen Rechtszustand noch nicht erfolgt ist. Hiervon hat die Stadt Brühl Gebrauch gemacht.  

(2) Der Tag der Wahl ist gem. § 27 Abs. 3 Satz 5 GO NRW der Tag der Kommunalwahl.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine eigene Ge-

schäftsordnung. 

(4) Die / Der Vorsitzende und ihre / seine Stellvertreterinnen / Stellvertreter werden aus der Mitte des Ausschusses für 

Chancengerechtigkeit und Integration gewählt. Die Anzahl der Stellvertreterinnen / Stellvertreter regelt die Geschäftsord-

nung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration.  

(5) Die Teilnahme der Verwaltung sowie weiterer Personen an den Sitzungen des Integrationsrates regelt die Geschäftsord-

nung Chancengerechtigkeit und Integration. des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration. 

(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist über alle Angelegenheiten, die für Menschen mit Einwande-

rungsgeschichte von besonderem Interesse sind, zu informieren.  

(7) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration steht zur Erledigung seiner Aufgaben eine Geschäftsstelle mit 

Geschäftsführerin / Geschäftsführer in der Verwaltung zur Verfügung. Hierfür werden angemessene Räumlichkeiten sowie 

angemessene Sach- und Finanzmittel bereitgestellt. 

Burscheid – 19.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

Er ist zuständig und entscheidungsbefugt für:  

(1) Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesundheit, Sport 

und Kultur etc. zielen,  

(2) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte,  

(3) Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen,  

(4) Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere in der 

städtischen Verwaltung,  

(5) die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen im Rahmen des Haushaltsplanes und einer städtischen Richtli-

nie ab einem Wert von 1.000 € zur Durchführung von interkulturellen Veranstaltungen, Integrations- und Antirassismuspro-

jekten sowie Projekten zur Sichtbarmachung der Potenziale der Menschen mit internationaler Familiengeschichte und Si-

cherstellung der Chancengerechtigkeit,  

(6) Angebote zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen,  

(7) Angebote zur Integration von Einwanderern. 2. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und 

antragsbefugt.  

3. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er berät 

über alle Haushaltsansätze, die seine Belange betreffen und kann dazu Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen.  

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates, der Bezirksvertretungen 

und der Ausschüsse so rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann, wenn 

diese spezifische Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berührt.  

Er wird insbesondere vorberatend beteiligt hinsichtlich:  

(1) Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitlinien, 

 (2) Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Be-

reich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren,  

(3) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorin-

nen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte,  

https://www.bruehl.de/rathaus-und-politik/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/1.1-HAUPT-SA-mit-19.Aenderung.pdf
https://www.burscheid.de/downloads/datei/OWY2MTY2ZTkwMzUxM2QzZjJpVUlQZDhRMFhQbjZPVDN2TnJ4RTRVMERJNWFQM0E4QVp0OERsb210MWJHKzZyYW04NDlkVmJtNjNlS1BtdXg2YVA4T0R6WHhJOUd2S2VJdmlBRU9WbnQva3VMUXhLTS9obXlsNGNuTU84THJ0SVN4ZEZsRjlUZWhWTEhaRlExblQ2bDNOZ2lhZWtHSXNGWnVFem1wUT09
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(4) Grundsatzfragen der kommunalen Personal- und Personalentwicklungsplanung Hinsichtlich einer migrationsgesellschaft-

lichen Öffnung der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Bereichen,  

(5) Grundsatzfragen des Stellenplans im Hinblick auf migrationsgesellschaftliche Belange.  

5. Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt iSd. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Castrop-Rauxel – 73.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – 

§ 12 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Gem. § 27 GO NRW wird zur politischen Teilhabe von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte einen Ausschuss für Chan-

cengerechtigkeit und Integration gebildet, der aus folgenden Mitgliedern besteht: 

a) 12 direkt gewählten Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration und  

b) 6 vom Rat bestellten Ratsmitgliedern.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. 

lnsbesondere wird er sich mit der Lösung der Probleme beschäftigen, die sich aus dem Zusammenleben von Menschen ver-

schiedener ethnischer Herkunft ergeben. Er strebt dabei die soziale, rechtliche und politische Gleichstellung aller an.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann eigene Anträge, Stellungnahmen und Empfehlungen an 

den Rat der Stadt und die Ausschüsse richten.  

(4) Er soll zu Fragen oder Vorlagen, die ihm vom Rat der Stadt, einem Ausschuss oder der Verwaltung vorgelegt werden, 

Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von 

diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss be-

fasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann zur Beratung einzelner Punkte der Tagesordnung Sachver-

ständige und Einwohner hinzuziehen.  

(6) Die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration — mit Ausnahme der in Absatz 1 Buchst. b) 

genannten — erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Integrationsrates ein Sitzungsgeld nach § 5 Abs. 2 dieser Sat-

zung. § 6 (Ersatz des Verdienstausfalls) gilt entsprechend.  

(7) Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister betraut eine städtische Arbeitskraft mit der Schriftführung für den Ausschuss für 

Chancengerechtigkeit und Integration.  

(8) Einzelheiten für die Durchführung der Wahl des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden in einer 

Wahlordnung festgelegt. 

Detmold – 74.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, davon aus 10 gemäß § 27 Abs. 2 

Satz1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und 5 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertretungen gewählt.  

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen. 

Dinslaken – 67.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 6 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, davon aus zwei Drittel gemäß § 27 

Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten 

Ratsmitgliedern. Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration können Stellvertretungen 

gewählt werden.  

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen.  

https://www.castrop-rauxel.de/sites/default/files/2025-11/0-1%20Hauptsatzung%20der%20Stadt%20Castrop-Rauxel_2025.pdf
https://www.detmold.de/fileadmin/user_upload/detmold.de/Downloads/Ortsrecht/Allgemeine_Verwaltung/S-10-01_Hauptsatzung_Stand_18-12-2025.pdf
https://www.dinslaken.de/stadt-buergerservice/satzungen-und-richtlinien
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(3) Der Integrationsrat hat die Möglichkeit einer eigenständigen Öffentlichkeitsarbeit. 

§ 27 Absatz 7: Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-
nung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für 
Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Der Ausschuss 
soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeis-
ter vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder 
ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Aus-
schuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Dormagen – 64.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link + weitergehende Regelungen in Satzung des IR Link 

1. Mitwirkung an den Beratungen über alle Haushaltsansätze, die die Aufgaben des Ausschusses bzw. Fragen kommunaler 

Integrationsförderung und -arbeit betreffen, insbesondere gilt dies für 

a. die Förderung von Vereinen, Initiativen und Selbstorganisationen von Menschen mit Zuwanderungsge-

schichte, die in der Migrations-, Integrations- und Antidiskriminierungsarbeit tätig sind  

b. Fördermittel im Rahmen kommunaler Projekte zur Integrationsförderung, -arbeit; dabei sollen insbeson-

dere Projekte der Kooperation, der Begegnung, des friedlichen, gleichberechtigten Austauschs, Mitei-

nanders und Zusammenlebens priorisiert werden  

c. Die Verwendung von EU-, Bundes- oder Landesmitteln zur Förderung der Integration 

2. Entscheidung über Richtlinien (einschließlich Bewilligungsbedingungen) für die Vergabe der ihm vom Rat zugewiesenen 

Zuschussmittel an Vereine und Verbände für Veranstaltungen und Projekte der Integrationsarbeit und des gesellschaft-

lichen Zusammenhalts 

3. Entscheidung über die Verteilung der unter Nr. 2 genannten Mittel 

4. Beratung über Interkulturelle Grundsatzangelegenheiten (Konzept zur Stärkung der integrativen Stadtgesellschaft) und 

interkulturelles Maßnahmenprogramm 

5. Beratung über die Erstellung von Richtlinien zur interkulturellen Öffnung der Verwaltung 

6. Beratung über die Erstellung von Richtlinien zur Potentialförderung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 

7. Entscheidung über die Regelung seiner inneren Angelegenheiten durch eine eigene Geschäftsordnung 

Dorsten – 75.000 Einwohner*innen 

Ausschussordnung – Link 

Ausschuss für Chancengleichheit und Integration  

Er berät über  

1. Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitlinien,  

2. Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Be-

reich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren,  

3. Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorin-

nen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte,  

4. Grundsatzfragen der kommunalen Personal- und Personalentwicklungsplanung hinsichtlich einer migrationsgesell-

schaftlichen Öffnung der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Berei-

chen,  

5. Grundsatzfragen des Stellenplans im Hinblick auf migrationsgesellschaftliche Belange.  

6. Angebote zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen,  

7. Angebote zur Integration von Einwanderern. 

Er entscheidet über 

1. Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Fami-

liengeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesundheit, 

Sport und Kultur etc. zielen zwischen 1.500 € und 5.000,00 €,  

2. Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte zwischen 1.500€ und 5.000,00 €,  

3. Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen zwischen 1.500€ und 5.000,00 €,  

4. Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere in der 

städtischen Verwaltung zwischen 1.500€ und 5.000,00 €,  

5. die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen im zur Durchführung von interkulturellen Veranstaltungen, 

Integrations- und Antirassismus-Projekten zwischen 1.500€ und 5.000,00 €. 

https://www.dormagen.de/fileadmin/Dokumente_Website/Auszug_Zustaendigkeitsordnung_Fassung_fuer_Rat_2026-03-26.pdf
https://www.dormagen.de/fileadmin/Dokumente_Website/F_57-IB.01_Satzung_fuer_den_Intergrationsrat_der_Stadt_Dormagen_vom_16-01-2017_i.d.F._vom_22-10-2024.pdf
https://www.dorsten.de/_Resources/Persistent/3/f/8/0/3f8030130b7da3187730476c0782b54956b23dda/10%2003%20Ausschussordnung_200126.pdf
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Dortmund – 603.000 Einwohner*innen 
Geregelt auf der Webseite Link unter „Ausschüsse“ 

Der Dortmunder Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 27 Mitgliedern, von denen zwei 

Drittel (18 Mitglieder) von den wahlberechtigten Dortmunder*innen gewählt werden. Jede wahlberechtigte Person hat eine 

Stimme, mit der sie entweder eine*n Einzelbewerber*in oder eine Gruppe (Listenvorschläge) wählen kann. Die übrigen 9 

Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden aus der Mitte des Rates der Stadt Dortmund 

gewählt. Durch das Zusammenwirken von direkt gewählten Vertreter*innen und den Ratsmitgliedern wird eine enge Ver-

zahnung von Kommunal- und Integrationspolitik erreicht. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration vertritt 

die Interessen der Dortmunder*innen, die einen Migrationshintergrund haben. Er berät bei integrationspolitischen Belan-

gen und Problemen und nimmt so Einfluss auf die entsprechenden Entscheidungen des Rates, seiner Gremien und der Be-

zirksvertretungen. 

Die Aufgaben und Aktivitäten, Ziele und Arbeitsschwerpunkte des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 
sind vielfältig.  
Der Ausschuss 

• vertritt die Interessen der Menschen mit Zuwanderungsgeschichte, 

• kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen, 

• berät den Rat, seine Gremien und die Bezirksvertretungen über die Probleme und Belange der ausländischen Bevölke-
rung, 

• ist berechtigt, dem Rat und seinen Gremien Anregungen und Stellungnahmen vorzulegen; der Vorsitzende oder ein 
anderes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen und hat dort auch 
Rederecht, 

• hat das Recht, aus seiner Mitte sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner für die Ausschüsse vorzuschlagen, 

• kann zu besonders wichtigen und aktuellen Themen dauerhaft oder vorübergehend Arbeitskreise bilden, 

• kann eigene beratende Mitglieder festlegen, 

• regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung, 

• kann eine eigenständige Öffentlichkeitsarbeit durchführen, 

• bekommt zur Erledigung seiner Aufgaben erforderliche Mittel zur Verfügung gestellt, 

• erhält für die Erledigung seiner Aufgaben eine Geschäftsstelle. 

Viele Vereine, Verbände, Migrantenorganisationen und Initiativen in Dortmund setzen sich aktiv und engagiert für die The-

men Integration, Migration und Teilhabe ein und engagieren sich in der interkulturellen Arbeit. Viele von ihnen sind ehren-

amtlich aktiv und haben gar keine oder wenige eigene finanzielle Mittel. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und In-

tegration wertschätzt das hohe Engagement der Vereine, Verbände, Migrantenorganisationen und Initiativen, die die vor-

handenen Potenziale von Zugewanderten stärken, einen Beitrag zur interkulturellen und interreligiösen Verständigung zwi-

schen allen Dortmunder*innen leisten und erkennt sie als wichtige Partner*innen für die kommunale Integrationsarbeit an. 

Deshalb werden im Rahmen der Fördermittel, die dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Dort-

mund zur Verfügung stehen, ausgewählte Projekte, Aktivitäten und Veranstaltungen mit integrativen Zielen finanziell unter-

stützt. 

Düren – 96.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung -Link - (Regelung für den ACI wird lt. Verwaltung überarbeitet) 

§ 11a Interessensvertretungen 
(1) Neben den gemäß § 10 Hauptsatzung gebildeten Ausschüssen des Rates im Sinne von § 57 GO NRW bildet der Rat der 

Stadt Düren auf der Grundlage des §§ 27a ff. GO NRW folgende weitere Gremien:  

a) Seniorenrat  

b) Inklusionsbeirat  

Des Weiteren bildet der Rat gemäß § 27 GO NRW den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration. Der Ausschuss 

besteht ab der 17. Wahlperiode des Rates aus 14 gewählten Mitgliedern und 7 Ratsmitgliedern.  

… 

(4) Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration gilt § 27 Abs. 9 GO NRW. 

§ 27 Abs (9): Für die Rechtsstellung der nach Absatz 3 Satz 1 direkt gewählten Mitglieder gelten die §§ 30, 31, 32 Absatz 2, die §§ 

33, 43 Absatz 1 und die §§ 44 und 45 entsprechend. Die Höhe der Aufwandsentschädigung nach § 45 richtet sich nach den für 

sachkundige Bürgerinnen und Bürger geltenden Grundsätzen. Die oder der Vorsitzende erhält für die Wahrnehmung der Sitzungs-

leitung ein doppeltes Sitzungsgeld. 

Webseite zum ACI-Düren - Link 
„Grundidee des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

https://www.dortmund.de/rathaus-und-verwaltung/lokalpolitik/rat-ausschuesse-beiraete-und-bezirksvertretungen/ausschuesse/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-und-integration/
https://www.dueren.de/assets/userfiles/pdfbereich_verwaltunundpolitik/satzungen_ordnungen/s1/S1-01_Hauptsatzung.pdf
https://www.dueren.de/leben-wohnen/gesellschaft-soziales/intergration/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-und-integration
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Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration arbeitet parlamentarisch und setzt sich für Chancengleichheit und 

gleichberechtigte Teilhabe für Bürgerinnen und Bürger aus Düren mit internationaler Familiengeschichte in allen Bereichen 

des politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Zusammenlebens in Düren ein.  

Der Ausschuss kann sich darüber mit allen Angelegenheiten der Gemeinde, insbesondere wenn sie die Interessen der Düre-

nerinnen und Dürener mit internationaler Familiengeschichte betreffen, befassen und Vorschläge und Anregungen machen. 

Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten, die die Interessen der Dürenerinnen und Dürener mit internationaler Familienge-

schichte betreffen, zu informieren und vor der Beschlussfassung durch den Rat zu beteiligen. Er entsendet außerdem Mit-

glieder in die Fachausschüsse und nimmt zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder einem Bezirksausschuss vorge-

legt werden Stellung. Außerdem hat der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration die Möglichkeit einer eigenen 

Öffentlichkeitsarbeit. 

Düsseldorf – 619.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 9a Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde und der In-

tegration befassen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt seine beratende Funktion gegenüber dem Rat, den Aus-

schüssen und den Bezirksvertretungen insbesondere in allen Angelegenheiten, die die Interessen der Düsseldorfer Migran-

tinnen und Migranten als solche betreffen, wahr.  

Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten, die die Interessen der Düsseldorfer Migrantinnen und Migranten betreffen, zu 

informieren und vor der Beschlussfassung durch den Rat zu beteiligen. 

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

1. soll sich mit dem Rat über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen, 

2. berät den Haushalt für alle Maßnahmen der Integration; 

3. entscheidet im Rahmen der ihm vom Rat bereitgestellten städtischen Mittel über 

3.1 deren Verteilung im Rahmen der vom Rat festgelegten "Richtlinien zur Förderung von Integrationsmaßnahmen 

der Migrantenselbstorganisationen" sowie 

3.2 die Verwendung zur Erledigung seiner Aufgaben, 

Im Übrigen hat der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration die Rechte und Pflichten gem. § 27 GO NRW. 

Duisburg – 502.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung - Link 

§ 8 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Für die Stadt Duisburg wird gemäß § 27 GO NRW ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet, der 

aus 27 stimmberechtigten Mitgliedern besteht. Er setzt sich zu einem Drittel aus durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern 

und zu zwei Dritteln aus direkt gewählten Mitgliedern zusammen. Die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder richtet sich 

nach den Bestimmungen des § 27 GO NRW.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende bzw. ei nen Vorsitzen-

den sowie eine oder mehrere Stellvertretende.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist in die Beratungsfolge des Rates wie ein beratender Ausschuss 

eingebunden. Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde, die Themen und Aufgaben der Integration betreffen, 

zu informieren und vor der Beschlussfassung des Rates zu beteiligen. Er kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen, insbesondere wenn sie die Interessen der Menschen mit internationaler Familiengeschichte betref-

fen.  

(4) Im Übrigen richten sich die Rechte und Pflichten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration nach den 

Bestimmungen des § 27 GO NRW. 

Emmerich – 32.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 4a Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

Der gem. § 27 GO NRW zu bildende Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät den Rat in Fragen der Integra-
tion, Teilhabe und Chancengleichheit.  

Er entwickelt Maßnahmen und macht Vorschläge zur Verbesserung der sozialen, beruflichen und kulturellen Teilhabe.  

Er unterstützt und fördert die Arbeit von Migrantenorganisationen und die interkulturelle Ausrichtung von Einrichtungen.  

https://www.duesseldorf.de/stadtrecht/1/17/17-003/
https://www.duisburg.de/rathaus/rathausundpolitik/ortsrecht/S10.01-Hauptsatzung_30.05.2026.pdf
https://www.emmerich.de/sites/default/files/2025-11/00%20-%204%20Zust%C3%A4ndigkeitsordnung.pdf
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Er entscheidet im Rahmen der ihm vom Rat bereitgestellten Mittel über die Verwendung zur Erledigung seiner Aufgaben. 

Ennepetal – 29.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung von 2026 ist der IR geregelt - Link 

§ 6 Integrationsrat  
(1) Die Stadt bildet einen Integrationsrat, der aus 10 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW gewählten Mitgliedern sowie 5 Rats-

mitgliedern (§ 27 Abs. 2 Satz 3 GO NRW) besteht. Die Zahl der gewählten Mitglieder und der Ratsmitglieder kann der Rat in 

seiner ersten Sitzung nach einer Kommunalwahl für die Dauer seiner Wahlperiode abweichend von Satz 1 festlegen.  

(2) Die Ratsmitglieder (§ 27 Abs. 2 Satz 3 GO NRW) werden in entsprechender Anwendung von § 50 Abs. 3 GO NRW durch 

den Rat bestellt. 

Erftstadt – 49.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 14 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss kann sich mit allen Angelegenheiten der Stadt Erftstadt befassen. Rat und Ausschuss sollen sich zudem 

über die Themen und Aufgaben der Integration in Erftstadt abstimmen (§ 27 Absatz 7 Satz 3 und 4 GO NRW).  

Der Ausschuss berät insbesondere über  

a) Grundsatzfragen der Integration neu zugewanderter Menschen in Erftstadt sowie entsprechende Konzepte, Leit-

linien und Angebote,  

b) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen aller Altersklassen mit internati-

onaler Familiengeschichte,  

c) Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen 

 d) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler 

Familiengeschichte,  

e) Maßnahmen zur Beseitigung von strukturellem Rassismus.  

(2) Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem anderen Ausschuss oder der Bürgermeisterin vorgelegt werden, 

Stellung nehmen (§ 27 Absatz 7 Satz 5 GO NRW). 

(3) Der Rat der Stadt Erftstadt legt im Zuge der Haushaltsplanberatungen nach Anhörung des Ausschusses den jährlichen 

Rahmen fest, innerhalb dessen der Ausschuss über die Verwendung der ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel ent-

scheiden kann (§ 27 Absatz 8 Satz 2 GO NRW). 

Erkrath – 44.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung - Link 

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr. 

Eschweiler – 58.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung Link  

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW 

wirkt bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote in Artikel 2 Abs. 1 GG, „Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-

tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 

das Sittengesetz verstößt.“ sowie Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 

benachteiligt oder bevorzugt werden“ mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancengerechtigkeit und 

gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte.  

Er ist zuständig und entscheidungsbefugt für:  

a) Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesundheit, Sport 

und Kultur etc. zielen,  

b) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familienge-

schichte,  

c) Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen,  

https://www.ennepetal.de/portal/dokumenteplus-900000007-37420.html?ordner=1&containerSort=0&schwelle_zuklappen=10&naviID=900000025&brotID=900000025
https://www.erftstadt.de/ortsrecht-satzungen/rat-und-ausschuesse/1.12-Zustaendigkeitsordnung-Rat-und-Ausschuesse.pdf
https://www.erkrath.de/system/files/2025-11/10.1-Zust%C3%A4ndigkeitsordnung.pdf
https://www.bing.com/search?q=Eschweiler%20ZUst%C3%A4ndigkeitsordnung&qs=n&form=QBRE&sp=-1&ghc=1&lq=0&pq=eschweiler%20zust%C3%A4ndigkeitsordnung&sc=1-32&sk=&cvid=742C1D20DA5C4BC89E03D07A698CB9A9
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d) Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere in der 

städtischen Verwaltung, 

e) Angebote zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen,  

f) Angebote zur Integration von Einwanderern.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er be-

rät über alle Haushaltsansätze, die seine Belange betreffen und kann dazu Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen.  

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates und der Ausschüsse so 
rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann, wenn diese spezifische Inte-
ressen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berührt. Er wird insbesondere vorberatend beteiligt hinsicht-
lich:  
a) Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitlinien,  
b) Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Be-

reich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Senio rinnen und Senioren, 

c) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorin-

nen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte, 

(d) Grundsatzfragen der kommunalen Personal- und Personalentwicklungsplanung hin sichtlich einer migrationsgesellschaft-

lichen Öffnung der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Bereichen,  

e) Grundsatzfragen des Stellenplans im Hinblick auf migrationsgesellschaftliche Belange.  

(5) Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt iSd. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Essen – 575.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link – (lt. Verwaltung wird die Zuständigkeitsordnung gerade überarbeitet) 

§ 6 Integrationsrat  
(1) Der Integrationsrat besteht aus 18 in Anwendung des § 27 GO NRW gewählten Mitgliedern und 9 Mitgliedern  
des Rates. Für jedes zu wählende Mitglied kann ein/e Stellvertreter/in gewählt werden. Die Bestellung von  
stellvertretenden Ratsmitgliedern ist zulässig.  
(2) Der Integrationsrat soll wenigstens einmal jährlich über die Lage der ausländischen Einwohner/-innen einen  
Bericht vor dem Rat der Stadt abgeben.  
(3) Zu den Anfragen des Integrationsrates an die Verwaltung ist innerhalb von 3 Monaten Stellung zu nehmen.  
(4) Der Integrationsrat schlägt dem Rat der Stadt für alle Ausschüsse - soweit rechtlich zulässig - je eine Person  
zur Wahl als sachkundige/n Einwohner/-in und dessen/deren Stellvertretung gemäß § 58 Absatz 4 GO NRW  
aus der Mitte der nach § 27 GO NRW gewählten Mitglieder vor.  
(5) Die in Anwendung des § 27 GO NRW gewählten Mitglieder des Integrationsrates erhalten Sitzungsgeld, Ersatz  
des Verdienstausfalles und Fahrtkostenerstattung nach den Bestimmungen dieser Hauptsatzung.  
(6) Der Integrationsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, in der die Hinzunahme von weiteren Berater/-innen  
festgelegt werden kann. 

Euskirchen – 60.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät insbesondere über 

- die Integration neu zugewanderter Menschen 

- die migrationsgesellschaftliche Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen im Sinne einer dis-

kriminierungsfreien und gleichberechtigten Teilhabe 

- die Anerkennung, Sichtbarmachung und Förderung der Potenziale von Menschen mit internationaler Familienge-

schichte 

- den Abbau von benachteiligenden und ausgrenzenden Strukturen in allen Lebensbereichen- alle Haushaltsan-

sätze, die seine Belange betreffen  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet über  

- die ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel (§ 27 Abs. 8 Satz 2 GO NRW) 

- die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen für migrationsgesellschaftliche Projekte im Rahmen des 

Haushaltsplans gemäß einer vom Rat nach Anhörung des Ausschusses zu erlassende Richtlinie  

- die Durchführung von interkulturellen Veranstaltungen, Integrations- und Antirassismusprojekten sowie Projek-

ten zur Sichtbarmachung der Potenziale der Menschen mit internationaler Familiengeschichte und Sicherstellung 

der Chancengerechtigkeit  

https://media.essen.de/media/wwwessende/aemter/15/SR001neu.pdf
https://www.euskirchen.de/fileadmin/user_upload/1-10_3_1.pdf
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(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt. Im Übrigen kann der Ausschuss 

für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt i.S.d. § 27 Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Frechen – 52.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Stadt Frechen befas-

sen, wobei sich Rat und Integrationsrat über die Themen und Aufgaben der Integration verständigen sollen.  

Auf Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ist eine Anregung oder Stellungnahme des desselben 

dem Rat, einem Ausschuss oder der Bürgermeisterin/ dem Bürgermeister vorzulegen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von der Bür-

germeisterin/ vom Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät insbesondere über  

1. die Vertretung der Interessen von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Frechen  

2. Integrationsangebote für ausländische Einwohnerinnen und Einwohner, (Spät-) Aussiedlerinnen und -aussiedler sowie 

Eingebürgerte  

3. Maßnahmen zum Abbau von Diskriminierung und Ausgrenzung sowie der Verbesserung der politischen und gesellschaftli-

chen Beteiligung in Frechen lebender Menschen mit Zuwanderungsgeschichte  

4. die Förderung von Migrantenvereinen und Migrantenorganisationen  

5. die Höhe der durch den Rat bereitzustellenden Haushaltsmittel, die seinen Aufgabenbereich betreffen  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration betreibt über seine Geschäftsstelle eigenständige Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit und entscheidet abschließend über die Durchführung von Projekten und Veranstaltungen im Rahmen 

der vom Rat bereitgestellten Haushaltsmittel. 

Geldern – 35.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist beratend tätig und setzt sich für die Teil habe, Chancengleichheit 

und die Interessen von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte ein und vertritt die Interessen und besonderen Belange al-

ler ausländischen Einwohnenden in der Stadt Geldern und verknüpft Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen.  

Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Ortsbürgermeisterin oder einem Ortsbürger-

meister oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen.  

Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss 

benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an 

der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Gelsenkirchen – 268.000 Einwohner*innen 

Haupt- und Bezirkssatzung (hier sind die Ausschüsse geregelt) – Link   

§ 18 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Die Stadt Gelsenkirchen bildet einen Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration auf der Grundlage des § 27 

GO NRW. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 27 stimmberechtigten Mitgliedern.  

Zusätzlich kann der Rat je einen Vertreter oder eine Vertreterin der in Gelsenkirchen tätigen Wohlfahrtsverbände (Ar-

beiterwohlfahrt, Caritasverband, Diakonisches Werk, Deutsches Rotes Kreuz und DER PARITÄTISCHE) als beratende Mit-

glieder ohne Stimmrecht in den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entsenden. Es gelten die Regelun-

gen des § 27 GO NRW 

(2) Zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 

für die Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder als Einzelbewerberin bzw. Einzelbewerber gewählt. Die Wahl fin-

det am Tag der Kommunalwahl statt. Über die Einzelheiten der Vorbereitung und Durchführung der Wahl beschließt 

der Rat eine Wahlordnung, soweit sich aus § 27 GO NRW keine Regelungen ergeben. Ein Drittel der stimmberechtigten 

Mitglieder wird durch den Rat in entsprechender Anwendung des für die Ausschüsse geltenden Verfahrens aus der 

Mitte der Ratsmitglieder gewählt. Nach Ablauf der Wahlzeit üben die bisherigen Mitglieder ihre Tätigkeit bis zum Zu-

sammentritt des neu gewählten Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration weiter aus.  

https://www.stadt-frechen.de/vv/Zustaendigkeitsordnung-Gesamtfassung.pdf
https://ris.geldern.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZVVEluujlE48zyX4NAltYU9ZocF8mVF_9yzjq2QX3dZr/ORT1-03_-_Zustaendigkeitsordnung.pdf
https://www.gelsenkirchen.de/de/Rathaus/Informationen/Verordnungen_und_Satzungen/_doc/Haupt__und_Bezirkssatzung_der_Stadt_Gelsenkirchen.pdf
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(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration und der Rat sollen sich über die Themen und Aufgaben der 

Integration abstimmen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird daher wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungs-

folge des Rates eingebunden.  

Er ist beratend zuständig für Themen der Migration und Integration sowie Maßnahmen der Stadt in Bezug auf Chan-

cengerechtigkeit und die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte; dies betrifft  

a) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte,  

b) Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte,  

c) Angebote zur Integration von Flüchtlingen und Einwandernden,  

d) Grundsatzfragen der Integration neu zugewanderter Menschen sowie der Entwicklung entsprechender Konzepte 

und Leitlinien) Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachse-

nen und Seniorinnen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte.  

(4) Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sich mit allen Angelegenheiten der Stadt be-

fassen.  

a) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einem 

Beirat, einer Bezirksvertretung oder von der Oberbürgermeisterin oder dem Oberbürgermeister vorgelegt werden, Stel-

lung nehmen.  

b) Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem 

Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst 

gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm das Wort zu erteilen.  

(5) Der Rat stellt dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderli-

chen Mittel im Rahmen des städtischen Haushalts zur Verfügung.  

Der Rat weist darüber hinaus dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration Mittel zu, die dieser nach der 

Maßgabe von Richtlinien, die vom Rat beschlossen werden, zur Förderung der Migrations- und Integrationsarbeit 

vergibt.  

(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäfts-

ordnung nach den Grundsätzen der Geschäftsordnung für den Rat und seine Ausschüsse.  

Im Zweifel gelten die für die Einbeziehung in die Beratungsfolge des Rates maßgeblichen Vorschriften der Geschäftsord-

nung für den Rat und seine Ausschüsse entsprechend.  

(7) Die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erhalten Sitzungsgelder in Höhe des Sitzungs-

geldes für sachkundige Bürgerinnen oder Bürger und Ersatz des Verdienstausfalls nach § 21 der Hauptsatzung. Die oder 

der Vorsitzende erhält für die Wahrnehmung der Sitzungsleitung ein doppeltes Sitzungsgeld. Die Erstattung von Fahrt-

kosten erfolgt nach den vom Rat beschlossenen Fahrtkostenrichtlinien.  

Die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erhalten auch Sitzungsgeld für höchstens eine 

Vorbesprechung der eigenen Liste zur Vorbereitung auf eine Sitzung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und 

Integration. Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration können ihr Einverständnis erklären, 

die Beratungsunterlagen und Einladungen der Gremien ausschließlich auf elektronischem Wege zu erhalten. In diesem 

Fall erhalten sie eine Kostenerstattung in Form der Kostenerstattungspauschale für sachkundige Bürgerinnen und Bür-

ger nach § 21 der Hauptsatzung. 

Gevelsberg – 30.000 Einwohner*innen 

Ortsrecht – Link (darin die Zuständigkeitsordnung für Ausschüsse) 

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss befasst sich anregend und fördernd mit Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen 

Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte zur Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote aus den 

Artikeln 2 Abs. 1 sowie 3 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes.  

(2) Der Ausschuss entscheidet über die Durchführung von Maßnahmen und Projekten zur Förderung der politischen und 

gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, soweit nicht der Bürgermeister/die Bür-

germeisterin zuständig ist.  

(3) Der Ausschuss berät über:  

1. Allgemeine Grundsatzfragen und Förderungsgrundsätze der Integration und Chancengerechtigkeit für Men-

schen mit internationaler Familiengeschichte  

2. Angebote zur Unterbringung und Integration von Flüchtlingen, soweit dies nicht in die Zuständigkeit des Aus-

schusses für Senioren, Gesundheit und Soziales fällt.  

3. Haushaltsvoranschläge und Satzungen des Zuständigkeitsbereichs. 

https://www.gevelsberg.de/Rathaus/Ortsrecht-Satzungen/
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Gladbeck – 75.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung -Link – (darin sind die Aufgaben der Ausschüsse geregelt) 

§ 15 a Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
1. Gem. § 27 GO NRW wird zur Mitwirkung der ausländischen Bürger:innen an den kommunalen Willensbildungsprozes-

sen ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet.  

2. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration setzt sich zu zwei Dritteln (14) aus direkt gewählten Mitglie-

dern nach § 27 Absatz 2 Satz 1 und zu einem Drittel (7) aus durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern zusammen.  

3. Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über Themen und Aufgaben der Integrationsarbeit in der Ge-

meinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der 

Gemeinde befassen.  

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungsfolge des 

Rates einzubinden.  

Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin vorgelegt werden, 

Stellung nehmen.  

Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem Aus-

schuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst ge-

wesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen.  

5. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann direkt gewählte Migrantenvertretungen in die Sitzungen 

der jeweiligen Fachausschüsse des Rates der Stadt Gladbeck entsenden. Bei Angelegenheiten, die die besonderen Inte-

ressen der ausländischen Bürger:innen berühren, wirken sie mit beratender Stimme mit. Die §§ 30 bis 32 GO NRW gel-

ten für sie entsprechend.  

6. Der Rat der Stadt stellt dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration die zur Erledigung seiner Aufgaben 

erforderlichen Mittel in seinem Haushalt zur Verfügung.  

7. Der Rat weist darüber hinaus dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration Mittel zu, die dieser nach der 

Maßgabe von Richtlinien, die vom Rat der Stadt beschlossen werden, zur Förderung der Migrations- und Integrationsar-

beit vergibt.  

8. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäfts-

ordnung. 

Goch – 35.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link - (darin sind die Aufgaben der Ausschüsse geregelt) 

§ 7 Ausschüsse 

…. 
(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration setzt sich aus 10 in Anwendung des § 27 Abs. 3 S. 1 GO NRW 

direkt gewählten Mitgliedern und aus 5 durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern zusammen. Für jedes zu wählendes Mit-

glied kann ein Stellvertreter/eine Stellvertreterin gewählt werden. Die Bestellung von stellvertretenden Ratsmitgliedern ist 

zulässig. 

§ 9 Aufwandsentschädigung, Verdienstausfallersatz 

… 

(5) Für Sitzungen des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration und seiner Arbeitskreise erhalten deren Mitglie-

der ein Sitzungsgeld in Höhe des für sachkundige Bürger/Bürgerinnen sowie sachkundige Einwohner/Einwohnerinnen fest-

gesetzten Betrages.  

Die vom Rat in den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entsandten Ratsmitglieder erhalten für die Teil-

nahme an diesen Sitzungen ein Sitzungsgeld in Höhe des gemäß der Entschädigungsverordnung zulässigen Betrages.  

Die oder der Vorsitzende erhält für die Wahrnehmung der Sitzungsleitung ein doppeltes Sitzungsgeld.  

Die Anzahl der Arbeitskreissitzungen, für die das Sitzungsgeld gezahlt wird, wird auf 40 Sitzungen im Jahr beschränkt. 

Greven – 38.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – (Entwurf neue Zuständigkeitsordnung für ACI (Stand 8.07.2026) im Entschei-

dungsweg Link)  

§ 10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Aufgaben, Zuständigkeiten  

https://bso.gkd-re.de/bsointer140/DokumentServlet?dokumentenname=140l0857.pdf
https://www.goch.de/system/files/2026-03/10.01_0.pdf
https://www.greven.net/medien/downloads/rathaus-service/ortsrecht/rat_verwaltung/Zustaendigkeitordnung-des-Rates-der-Stadt-Greven.pdf
https://greven.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZc2Ch6J8jiXLliyE-GBY0tGsRQO3zu44Bc6A0HYdNCdL/Entwurf_Zusta--ndigkeitsordnung_ACI.pdf
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Der Ausschuss berät grundsätzlich über Themen, die die Integration von Menschen mit internationaler Familiengeschichte 

betreffen. Dabei soll sich der Rat mit dem Ausschuss gemäß § 27 Absatz 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der In-

tegration abstimmen. Der Ausschuss kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten, die die Themen Chancengerech-

tigkeit und Integration betreffen, befassen.  

Entscheidungsbefugnisse  

Er entscheidet im Rahmen der ihm vom Rat bereitgestellten Mittel über die Verwendung zur Erledigung seiner Aufgaben. 

Grevenbroich – 66.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

15. Ausschuss für Chancengleichheit und Integration  
a) Der Ausschuss berät Themen und Aufgaben der Integration, der Chancengleichheit, der Potenzialentfaltung und des Anti-

rassismus.  

Er gestaltet die Integrationspolitik in Grevenbroich aktiv mit und stimmt sich hierüber mit dem Rat ab.  

b) Der Ausschuss kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Zu Fragen, die ihm vom Rat, 

einem Ausschuss oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, soll er Stellung nehmen.  

c) Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung, die er sich selber geben kann. 

Gronau – 51.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link 
§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Entscheidung über Zuwendungen aus den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln der Stadt Gronau, die Dritten zur 

Förderung der Integration und des interkulturellen Zusammenlebens in Gronau, Bereich gewährt werden (Produkt 

05.02.03.00). 

(2) Entscheidungen über Grundsatzfragen der Integration, Förderung und gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit 

internationaler Familiengeschichte. 

(3) Beratung  

- über den Haushaltsplan, Bereich des Produktes 05.02.03.00, hier jedoch ergänzend unter Wahrnehmung einer Bud-

getverantwortung, die insbesondere die Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit der Stadt Gronau einschließt,  

- alle übrigen Angelegenheiten des Sachgebiets Integration im Fachdienst 350 (Soziales und Integration), die der Be-

schlussfassung des Haupt- und Finanzausschusses oder des Rates unterliegen. Dazu gehören insbesondere der Haus-

haltsplan, Bereich Soziale Leistungen, Produkt Migrations- und Integrationshilfen.  

(4) Die Zuständigkeiten ergeben sich im Übrigen aus der Gemeindeordnung.  

(5) Zuständigkeitsbereich: Fachdienst 350 (Soziales und Integration). 

Gummersbach – 51.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link 
§ 14 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr.  

Der Ausschuss ist zuständig für Angelegenheiten, die die Interessen von Personen mit internationaler Familiengeschichte 

betreffen.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt und kann sich beratend mit allen 

Angelegenheiten der Stadt befassen.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist in ihn betreffenden Angelegenheiten vor einer Beschlussfas-

sung des Rates so rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird in Entscheidungen des Rates als ergänzende !!! Beratungs-

instanz nachgelagert in die Beratungsfolge folgender Ausschüsse integriert:  

• Ausschuss für Schule, Sport, Soziales, Familie und Integration  

• Jugendhilfeausschuss  

• Ausschuss für Kultur und Ehrenamt  

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann mithilfe der ihm zugewiesenen Haushaltsmittel und in Zu-

sammenarbeit mit der Verwaltung über die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen und die Durchführung von 

Veranstaltung zur Sichtbarmachung der Menschen mit internationaler Familiengeschichte und Sicherstellung der Chancen-

gerechtigkeit entscheiden. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr. 

https://www.grevenbroich.de/fileadmin/Ortsrecht/Zustaendigkeitsordnung_Rat_und_Ausschuesse_2025.pdf
https://www.gronau.de/dateien-bilder-pdf/pdf/ortsrecht/1/10-04-zustaendigkeiten-der-ausschuesse-1.pdf?cid=2i9g
https://www.gronau.de/dateien-bilder-pdf/pdf/ortsrecht/1/10-04-zustaendigkeiten-der-ausschuesse-1.pdf?cid=2i9g
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Gütersloh – 100.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 1 Grundsätze  

… (2) Die Ausschüsse haben neben ihren Entscheidungsbefugnissen aufgrund gesetzlicher Vorschriften Entscheidungsbefug-

nisse nach dieser Zuständigkeitsordnung oder durch besonderen Beschluss des Rates im Einzelfall.  

(3) Die Entscheidungen des Rates werden grundsätzlich durch die Ausschüsse in ihrem jeweiligen Zuständigkeits-/ Aufgaben-

bereich vorberaten. 

§ 3 Ausschüsse  

(1) Als Pflichtausschüsse werden aufgrund der GO NRW und anderer gesetzlicher Vorschriften folgende Ausschüsse gebildet: 

… Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

§ 4 Allgemeine Zuständigkeiten der Ausschüsse 

… Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration - Fachbereich Chancengleichheit und Vielfalt, Gleichstellung und In-

tegration – hier Integration 

§ 9 Besondere Zuständigkeiten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote (Artikel 

2 Abs. 1 GG, Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG) mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancengerechtigkeit und 

gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt.  

Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt iSd. § 27 Abs. 

7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Hagen – 190.000 Einwohner*innen 

Webseite ACI – Link  

V. Nachtrag vom 18.11.2025 zur Satzung für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration der 
Stadt Hagen vom 15. Oktober 2004 

§1 Grundsatz  
1) Die Stadt Hagen richtet einen Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ein. Dieser vertritt die Interessen der 
nicht-deutschen Einwohner*innen und der Personen mit Migrationshintergrund in der Stadt Hagen. Er äußert sich auf der 
Grundlage der freiheitlich demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland zu Fragen, die das Zusammenle-
ben von deutschen und zugewanderten Einwohnern*innen in Hagen betreffen und wirkt so an den kommunalen Willensbil-
dungsprozessen mit. 

§ 2 - Kompetenzen und Aufgaben  
(1) Der Rat und der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sollen sich über Themen und Aufgaben der Integra-
tion in der Stadt Hagen abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit 
allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Insbesondere soll er sich mit der Lösung der Probleme beschäftigen, die sich 
aus dem Zusammenleben von Menschen verschiedener kultureller Herkunft ergeben. Er strebt dabei die soziale, rechtliche 
und politische Gleichstellung Aller an. 
(2) Auf Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration sind seine Anregungen und Stellungnahmen dem 
Rat, einer Bezirksvertretung oder einem Ausschuss vorzulegen. 
(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration hat das Recht, Anfragen an die Verwaltung zu stellen. 
(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirks-
vertretung oder der Verwaltung vorgelegt werden, Stellung nehmen. 
(5) Die Verwaltung leitet Vorlagen, die die in Absatz 1 Satz 2 bezeichneten Angelegenheiten betreffen, vor der Beratung im 
Rat, Ausschüssen oder Bezirksvertretungen dem Beirat zu. Rat, Ausschüsse oder Bezirksvertretungen behandeln solche Vor-
lagen der Verwaltung nur, wenn der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration zuvor Gelegenheit gehabt hat, Stel-
lung zu nehmen. 
(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er be-
rät über alle Haushaltsansätze, die seine Aufgaben betreffen und kann dazu Vorschläge und Anregungen machen. 
(7) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel 
zur Verfügung zu stellen.  
Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration den Rahmen festlegen, innerhalb 
dessen der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über ihm vom Rat zugewiesene Haushaltsmittel entscheiden 
kann. 
(8) Vor Änderung dieser Satzung ist der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration zu hören. 
(9) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration betreibt seine Öffentlichkeitsarbeit selbständig im Rahmen des 
§ 14 dieser Satzung. 
(10) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration hat im Rahmen seiner Kompetenzen alle grundsätzlichen fi-
nanz- und personalwirtschaftlichen Regelungen der Stadt Hagen zu berücksichtigen. 

https://www.guetersloh.de/de-wAssets/docs/ortsrecht/Zustaendigkeitsordnung.pdf
https://www.hagen.de/aus-dem-rathaus/politik-und-gremien/integrationsrat/
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… 

§ 4 - Teilnahme- und Rederecht in kommunalen Gremien  
Der/die Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes vom Ausschuss für Chan-
cengerechtigkeit und Integration benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung der Angelegenheiten nach § 2 Abs. 1 
Satz 2 an der Sitzung des jeweiligen Gremiums teilzunehmen. Auf sein/ihr Verlangen ist ihm/ihr das Wort zu erteilen. 

§ 5 - Vorschlagsrecht für Ratsausschüsse  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration schlägt dem Rat für alle Ausschüsse, soweit rechtlich möglich, je ein 
Mitglied und eine*n Stellvertreter*in als sachkundige*n Einwohner*in gem. § 58 Abs. 4 der Gemeindeordnung NRW vor. 

§ 6 - Bildung von Arbeitskreisen  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann für die Beratung bestimmter Themen dauernd oder vorüber-
gehend Arbeitskreise bilden. Mitglieder der Arbeitskreise müssen nicht Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtig-
keit und Integration sein. Auf Beschluss eines Arbeitskreises können an den Sitzungen auch sonstige sachkundige Personen 
teilnehmen. Der/die Vorsitzende ist aus dem Kreis der Mitglieder zu wählen. Die Mitglieder des Ausschusses für Chancenge-
rechtigkeit und Integration der Arbeitskreise erhalten keine Fahrtkosten- oder sonstige Aufwandsentschädigungen, es sei 
denn, sie gehören dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als gewähltes Mitglied an. 

… 

§ 13 Geschäftsordnung 
Die Regelungen der Geschäftsordnung des Rates der Stadt Hagen, der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse vom 08. Mai 
2008 in der jeweils gültigen Fassung sind auch für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sinngemäß anzu-
wenden. 

§ 14 Ausstattung des Integrationsrates 
(1) Die Stadt Hagen richtet für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration zur Erledigung seiner Aufgaben eine 
Geschäftsstelle ein, für die sie die angemessene Personalausstattung, angemessene Räumlichkeiten sowie Sach- und Finanz-
mittel zur Verfügung stellt. 
(2) Vor der Besetzung der Stelle der/des Geschäftsführers*führerin wird der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und In-
tegration gehört. 
… 

Hamm – 178.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Gemäß § 27 der Gemeindeordnung wird ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet. Der Ausschuss 

für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 14 nach den Grundsätzen des § 27 Abs. 3 und 4 der Gemeindeord-

nung gewählten, stimmberechtigten Mitgliedern sowie aus 7 stimmberechtigten Ratsmitgliedern, die nach § 50 Abs. 3 Ge-

meindeordnung zu wählen sind. 

(2) Die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erfolgt nach der 

vom Rat beschlossenen Wahlordnung. 

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-

nung nach den Grundsätzen der Geschäftsordnung des Rates. 

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Er 

kann eigene Anträge, Stellungnahmen und Empfehlungen an Rat, Ausschüsse und Bezirksvertretungen richten.  

Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes, vom Aus-

schuss für Chancengerechtigkeit und Integration benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheiten 

an der Sitzung teilzunehmen; auf sein Verlangen ist ihm das Wort zu erteilen. 

(5) Der Rat, seine Ausschüsse und die Bezirksvertretungen sollen dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

grundsätzlich hören, sofern Entscheidungen anstehen, die Migrantinnen und Migranten in besonderer Weise treffen. 

(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er be-

rät über alle Haushaltsansätze, die seine Aufgaben betreffen und kann dazu Vorschläge und Anregungen machen. 

(7) Der Rat weist dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration Mittel zu, die dieser nach der Maßgabe von Richt-

linien, die vom Rat beschlossen werden, zur Förderung der Migrationsarbeit vergeben kann. 

  

https://www.hamm.de/satzungen/satzungen/detail/12
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Hattingen – 53.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link  

§ 15 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät über die strategische Ausrichtung der Integrations- und 

Migrationsarbeit. Dazu legt der Ausschuss der Stadtverordnetenversammlung Empfehlungen und Stellungnahmen zur Be-

schlussfassung vor.  

Der Ausschuss berät über Projekte, Maßnahmen und Belange von Asylsuchenden und Menschen mit internationaler Famili-

engeschichte inkl. Integrationsarbeit. Darüber hinaus kann sich der Ausschuss mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen.  

(2) Zu Fragen, die dem Ausschuss von der Stadtverordnetenversammlung, einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin 

oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, soll der Ausschuss Stellung nehmen. Im Übrigen ergeben sich die Befugnisse des 

Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration aus § 27 GO NRW.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet eigenständig über die Verwendung der von der 

Stadtverordnetenversammlung bereitgestellten Mittel für besondere, ortsbezogene Projekte im Rahmen der kommunalen 

Migrationsarbeit.  

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsord-

nung. 

Heiligenhaus – 26.000 Einwohner*innen 

Regelung in Zuständigkeitskatalog Link 

§ 3 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät über:  

1. die Empfehlungen an Rat und Verwaltung in Fragen der Integration, Chancengleichheit und gesellschaftlichen Teilhabe,  

2. die Mitwirkung an der Entwicklung und Umsetzung kommunaler Integrations- und Diversitätskonzepte,  

3. die Förderung der Chancengleichheit in Bildung, Ausbildung, Arbeitsmarkt, Wohnen und öffentlichem Leben,  

4. die Unterstützung und Initiierung von Projekten zur interkulturellen Öffnung und Inklusion,  

5. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements von Menschen mit Migrationsgeschichte und anderer benachteiligter 

Gruppen,  

6. die Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierungskampagnen für Vielfalt, Respekt und Demokratie,  

7. die Zusammenarbeit mit Vereinen, Bildungseinrichtungen, Migrant*innenorganisationen, Religionsgemeinschaften und 

weiteren gesellschaftlichen Akteuren.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berichtet regelmäßig dem Rat über den Stand der Chancenge-

rechtigkeit und Integration in der Stadt/Gemeinde.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus gem. § 27 Abs. 7 Satz 4 GO NRW mit 

allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. 

Herford – 68.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitskatalog – Link – keine Erwähnung des ACI oder IR (nur GO des IR ist zu finden - Link) 

(Lt. Verwaltung ist eine Aktualisierung der Zuständigkeitsordnung für Ende 2026 geplant) 

Herne – 156.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung von 2026 – Link – nur IR (Lt. Verwaltung ist eine Aktualisierung der Zuständigkeitsordnung im 

Herbst 2026 geplant) 

§ 12 Integrationsrat  

(1) Die Interessen von Menschen mit Migrationshintergrund werden durch einen Integrationsrat gewahrt. Er kann sich mit 

allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen und hierzu Anregungen und Stellungnahmen abgeben. Er soll zu Fragen, die 

ihm vom Rat der Stadt, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder dem Oberbürgermeister / der Oberbürgermeisterin 

vorgelegt werden, Stellung nehmen.  

(2) Der Integrationsrat besteht aus 23 Mitgliedern. Davon werden 15 Mitglieder durch Urwahl gewählt. 8 Mitglieder sind 

vom Rat der Stadt benannte Stadtverordnete. Alle Mitglieder haben Stimmrecht. Bei Bedarf kann der Integrationsrat Vertre-

terinnen und Vertreter anderer Organisationen bzw. Vertreterinnen und Vertreter nicht im Integrationsrat vertretener Natio-

nalitäten beratend zu den Sitzungen hinzuziehen. ( 

https://www.hattingen.de/stadt_hattingen/Downloads/Ortsrecht/Allgemeines,%20Kommunlaverfassung%20und%20Ratsangelegenheiten/111-Zustaendigkeit-Ausschuesse.pdf
https://www.heiligenhaus.de/fileadmin/user_upload/Stadt_Rathaus/SR_Downloadordner/SR_Ortsrecht/1_Allgemeine_Verwaltung/10.013_Zustaendigkeitskatalog_bf.pdf
https://www.herford.de/PDF/12_4_Zust%C3%A4ndigkeitskatalog_st%C3%A4dtische_Fachaussch%C3%BCsse.PDF?ObjSvrID=4041&ObjID=140&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1741268245
https://www.herford.de/PDF/12_7_Gesch%C3%A4ftsordnung_Integrationsrat.PDF?ObjSvrID=4041&ObjID=143&ObjLa=1&Ext=PDF&WTR=1&_ts=1741268245
https://www.herne.de/PDF/Ortsrecht/1-Allgemeine-Verwaltung/1_01.pdf.pdf
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3) Der Integrationsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden / eine Vorsitzende und eine/n oder mehrere Stellvertreter / 

Stellvertreterinnen.  

(4) Zur Unterstützung der bzw. des Vorsitzenden kann ein Gremium gebildet werden. Die Mitglieder werden aus dem Kreis 

aller Mitglieder des Integrationsrates gewählt.  

(5) Der Integrationsrat ist in den Beratungsweg für die bürgerschaftlichen Gremien einzubeziehen.  

(6) Auf Vorschlag des Integrationsrates kann der Rat der Stadt sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner als Vertreter / 

Vertreterinnen der ausländischen Bevölkerung für die Fachaus schüsse bestellen. 

Herten – 61.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (vormals: Integrationsrat) besteht aus 10 durch Urwahl ge-

wählte Mitglieder und 5 vom Rat der Stadt Herten bestellte Ratsmitglieder. Die Mitglieder werden vom Rat zu einem Drittel 

nach dem für die Ausschüsse geltenden Verfahren aus seiner Mitte bestellt und zu zwei Dritteln nach den Bestimmungen 

des § 27 GO NRW für die Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder als Einzelbewerber*innen gewählt. Nach Ablauf der 

Wahl- zeit üben die bisherigen Mitglieder und Ratsmitglieder im Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ihre 

Tätigkeit bis zum Zusammentritt eines neugewählten Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration weiter aus. 

(2) Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertreter*innen gewählt. 

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt für die Dauer seiner Wahlzeit aus seiner Mitte einen Vor-

sitzenden und seine Stellvertretung. 

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. 

Auf Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ist eine Anregung oder Stellungnahme des Ausschus-

ses für Chancengerechtigkeit und Integration dem Rat oder einem Ausschuss vorzulegen.  

Der/ Die Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes vom Ausschuss für Chan-

cengerechtigkeit und Integration benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung 

teilzunehmen; auf sein/ ihr Verlangen ist ihm/ ihr dazu das Wort zu erteilen. 

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder vom Bür-

germeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

(6) Die Verwaltung legt dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration und dem Rat mindestens in einem zweijäh-

rigen Rhythmus über die Lage der ausländischen Einwohner*innen bzw. Einwohner*innen mit Migrationshintergrund einen 

Bericht vor. 

(7) Die Geschäftsordnung des Rates der Stadt Herten und seiner Ausschüsse in der jeweils gültigen Fassung gilt für den Aus-

schuss für Chancengerechtigkeit und Integration entsprechend, soweit er keine eigene Geschäftsordnung beschließt. 

Herzogenrath – 49.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

15. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
a) Beratung über  

• Empfehlungen des Runden Tisches Flüchtlingsarbeit, Migration und Integration,  

• Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen,  

• Maßnahmen, zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit Migrationshintergrund, insbesondere in der städtischen 

Verwaltung in Zusammenarbeit der Gleichstellungsbeauftragten. 

b) Entscheidung über  

• Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen der Lebenssituationen von Menschen mit internationaler Fami-

liengeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Freizeit, Sport und Gesundheit etc. zielen,  

• die Durchführung Inhalt und Organisation des Integrations- und Einbürgerungsfestes,  

• Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist zudem anfrage- und antragsbefugt. 

  

https://www.herten.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Rathaus/Ortsrecht/Allgemeine_Verwaltung/2026_Hauptsatzung_der_Stadt_Herten.pdf
https://www.herzogenrath.de/rathaus-service/aktuelles/amtsblaetter-amtliche-bekanntmachungen/amtliche-bekanntmachungen/amtliche-bekanntmachungen-archiv/amtliche-bekanntmachungen-2025/63-2025-vom-12.11.2025-neufassung-der-zustaendigkeitsordnung.pdf?cid=v29
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Hiddenhausen – 20.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

10. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Da Integration als gesellschaftliche Querschnittsaufgabe zu verstehen ist, kann sich der Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen.  

Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, von einem Ausschuss oder dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin vor-

gelegt werden, Stellung beziehen.  

Dabei vertritt er die Interessen von Menschen mit Migrationshintergrund, insbesondere derer, die kein kommunales Wahl-

recht haben. 

Hilden – 55.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(Zugeordnete Organisationseinheiten:  Amt für Jugend, Soziale Dienste und Integration (51)) 

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet abschließend:  

1. über die Aufnahme von Migrantenvereinen in das „Netzwerk der Hildener Migrantenvereine“,  

2. die die Integration betreffenden freiwilligen städtischen sozialen Maßnahmen und Zuschüsse im Rahmen der 

zur Verfügung gestellten Mittel,  

3. Berichtswesen aus dem Bereich Asyl und der Integrationsfachstelle.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät vor:  

1. Angelegenheiten und Konzepte der Verwaltung, die die Integration von Geflüchteten und anderen Zugewander-

ten betreffen 

Hückelhoven – 41.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – keine Erwähnung des ACI, allerdings gibt es einen Ausschuss für Soziales, Senio-

ren und Integration  

Hauptsatzung – Link – Integrationsrat wurde hier gestrichen 

Hürth – 62.000 Einwohner*innen 

Ortsrecht – Link – Hauptsatzung 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus elf Mitgliedern, davon sieben gem. § 27 Absatz 2 Satz 1 

GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und vier gemäß § 27 Absatz 2 Satz 3 GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden in entsprechender Weise Stellvertrete-

rinnen bzw. Stellvertreter gewählt. 

Ibbenbüren – 52.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, da von aus 10 gemäß § 27 Abs. 2 

Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und 5 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertretungen gewählt.  

(2) Die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erfolgt nach der 

vom Rat beschlossenen Wahlordnung.  

(3) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 8 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen. 
§ 27 Abs. 8 GO NRW: Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderli-

chen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration den 

Rahmen festlegen, innerhalb dessen der Ausschuss über die ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel entscheiden kann. 

  

https://ehrenamt.hiddenhausen.de/media/custom/2483_2912_1.PDF
https://www.hilden.de/dokumente/ortsrecht/allgemeine-verwaltung/i-03-zustaendigkeitsordnung-des-rates-der-stadt-hilden.pdf?cid=frg
https://www.hueckelhoven.de/einrichtungen/04-zustaendigkeitsordnung/
https://www.hueckelhoven.de/einrichtungen/02-hauptsatzung/
https://www.huerth.de/vv/produkte/rathaus/dezernat2/hauptamt/organisation/ortsrecht.php
https://www.ibbenbueren.de/media/custom/3030_140_1.PDF?1768211627
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Iserlohn – 93.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

19. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
Mitglieder gemäß § 9 Abs. 3 der Hauptsatzung  

Die Zuständigkeiten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ergeben sich aus § 27 Abs. 7 Satz 3 ff. und 

Abs. 8 GO NRW. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen.  

§ 27 Abs. 7 Satz 3 ff: Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürger-

meisterin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtig-

keit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, 

mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu 

erteilen. 

§ 27 Abs. 8: Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel zur 

Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration den Rahmen festlegen, 

innerhalb dessen der Ausschuss über die ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel entscheiden kann. 

Jülich – 35.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Rat bildet einen Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration. Der Ausschuss besteht aus 12 in Anwendung 

des § 27 GO NRW gewählten Mitgliedern und 6 Mitgliedern des Rates. Für jedes zu wählende Mitglied kann ein/e Stellver-

treter/-in gewählt werden. Die Bestellung von stellvertretenden Ratsmitgliedern ist zulässig.  

(2) Stadtrat und Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration stimmen sich über die Themen und Aufgaben des Aus-

schusses ab. Der Ausschuss kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen.  

Insbesondere wirkt er mit bei der Erarbeitung von geeigneten und Überprüfung von bestehenden Maßnahmen der Stadt zur 

Förderung von Chancengerechtigkeit und gleichberechtigter Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte. 

Er strebt dabei die soziale, rechtliche und politische Gleichstellung aller an und wird vorberatend beteiligt insbesondere bei: 

a) Maßnahmen und Vorhaben zum Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler 

Familiengeschichte in den Bereichen Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Freizeit, Sport und Kultur. 

b) Maßnahmen, Konzepten und Strategien zur Prävention und Bekämpfung von Diskriminierung, insbesondere von struktu-

rellem Rassismus. 

c) Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler Familienge-

schichte. 

d) Grundsatzfragen der Integration sowie der Entwicklung, Fortschreibung und Umsetzung entsprechender kommunaler 

Konzepte, Leitlinien und Handlungsprogramme. 

(3) Die in Anwendung des § 27 GO NRW gewählten Mitgliedern des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

erhalten Sitzungsgeld, Ersatz des Verdienstausfalls und Fahrtkostenerstattung nach den Bestimmungen dieser Hauptsatzung. 

Der / die Vorsitzende erhält für die Wahrnehmung der Sitzungsleitung ein doppeltes Sitzungsgeld.  

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration schlägt dem Rat der Stadt für alle Ausschüsse - soweit rechtlich 

zulässig - je eine Person zur Wahl als sachkundige/r Einwohner/-in und dessen /deren Stellvertretung gemäß § 58 Absatz 4 

GO NRW aus der Mitte der nach § 27 GO NRW gewählten Mitgliedern vor.  

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gibt sich eine Geschäftsordnung, in welcher die Hinzunahme 

von weiteren Berater/-innen festgelegt werden kann. 

(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet in seinem Zuständigkeitsbereich im Rahmen der 

durch den Haushaltsplan für seine Aufgaben bereitgestellten Mittel, soweit es sich nicht um ein Geschäft der laufenden Ver-

waltung handelt. 

  

https://www.iserlohn.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Rathaus_Online/Satzungen_und_Verordnungen/10.22.2026.pdf
https://www.juelich.de/lw_resource/datapool/systemfiles/elements/files/ae8a86ed-00fb-11f1-ad14-deadb24d5328/live/document/Ziffer-1-1-Hauptsatzung-der-Stadt-Juelich.pdf
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Kaarst – 43.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 14 Ausschuss Chancengerechtigkeit und Integration (ACI)  
(1) Der ACI als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW wirkt daran mit,  

- Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Familiengeschichte abzubauen,  

- fördert die politische und gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte,  

- unterstützt Projekte, die strukturellen Rassismus beseitigen  

- und setzt sich für die Integration geflüchteter und neuzugewanderter Menschen in die Stadtgemeinschaft ein.  

(2) Der ACI ist wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungsfolge des Rates einzubinden.  

Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen.  

(3) Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister 

vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

(4) Die oder der Vorsitzende des ACI oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Bera-

tung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Ver-

langen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Kamen – 42.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Es wird ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, davon aus zwei Drittel gemäß § 27 Abs. 

2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten Rats-

mitgliedern.  

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertretungen gewählt.  

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 richtet sich die erstmalige Zusammensetzung des Ausschusses nach der Wahl am 

13.09.2025 nach der zu Zeitpunkt der Wahl bestehenden Festlegung der Zusammensetzung für den Integrationsrat. 

Kamp-Lintfort – 38.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 9 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Aufgabenbereiche sind Themen und Aufgaben der Integration.  

Der Ausschuss kann sich darüber hinaus gemäß § 27 Absatz 7 Satz 4 GO NRW mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen. 

§ 27 Absatz 7 Satz 4 GO NRW: „Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Ange-

legenheiten der Gemeinde befassen.“ 

Kerpen - 67.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

1. Aufgaben: 

• Vertretung der Interessen von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in Kerpen (zugewanderter Kerpenerinnen und 

Kerpener und ihrer Kinder) 

• Betreuung besonders schutzbedürftiger Personengruppen wie z.B. Flüchtlinge  

• Integrationsangelegenheiten für die Zielgruppen:  

• ausländische Einwohnerinnen und Einwohner  

• Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler  

• Eingebürgerte  

Zu diesen Angelegenheiten zählen insbesondere: 

• gleichberechtigter Zugang von Migrantinnen und Migranten wie einheimischen Bürgerinnen und Bürgern zu allen An-

geboten und Dienstleistungen dieser Gesellschaft sowie ein friedliches Zusammenleben von Menschen unterschiedli-

cher Herkunft und die An erkennung kultureller Vielfalt  

https://www.kaarst.de/fileadmin/02_Verwaltung_Buergerservice_Politik/Verwaltung/Ortsrecht/10.200.pdf
https://www.stadt-kamen.de/images/Satzungen/I-1%20Hauptsatzung.pdf
https://www.kamp-lintfort.de/system/files/2025-12/Zust%C3%A4ndigkeitsordnung_0.pdf
https://www.stadt-kerpen.de/ortsrecht/rat-und-ausschuesse/Zustaendigkeitsordnung-15.Fassung-16122025.pdf
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• Spracherwerb hier lebender Menschen mit Zuwanderungsgeschichte  

• Abbau von Diskriminierung und Ausgrenzung Verbesserung der politischen und gesellschaftlichen Beteiligung  

• Verbesserung der Gesundheits- und Wohnsituation  

• Verbesserung der Schul- und Berufsausbildung der Kinder und Jugendlichen  

• spezielle Angebote für Frauen und Mädchen und für Migrantinnen und Migranten im Seniorenalter  

• Förderung der Migrantenvereine und Selbstorganisationen  

2. Entscheidungsbefugnisse:  

Alle Angelegenheiten nach Ziffer 1 im Rahmen der zur Verfügung gestellten Mittel. 

Kleve – 53.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung – Link (hier sind auch die übrigen Ausschüsse aufgelistet) 

§ 11 Zuständigkeit  

… 

(11) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration stimmt sich über die Themen und Aufgaben der 

Integration in der Gemeinde ab.  

Er kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. 

(Hinweis: Auf Nachfrage teilt die Verwaltung mit, dass der ACI in die Beratungsfolge eingebunden wird.) 

Köln – 1.025.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – keine Erwähnung des ACI 

Hauptsatzung – Link  

§ 22 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (§ 27 GO)  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Köln besteht aus 33 Mitgliedern. Die Mitglieder wer-

den zu einem Drittel vom Rat nach dem für die Ausschüsse geltenden Verfahren aus seiner Mitte bestellt und zu zwei Drit-

teln nach den Bestimmungen des § 27 Gemeindeordnung und der jeweils gültigen Wahlordnung für die Dauer der Wahlzeit 

des Rates nach Listen oder als Einzelbewerberinnen/Einzelbewerber gewählt.  

(2) Die/der Vorsitzende und seine fünf Stellvertreterinnen/Stellvertreter werden von allen Mitgliedern aus der Mitte des 

Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration gewählt.  

(3) Für die Verwaltung nehmen die Oberbürgermeisterin/der Oberbürgermeister und/ oder die Leitung des Amtes für In-

tegration und Vielfalt und/ oder die Leitung des Kommunalen Integrationszentrums an den Sitzungen des Ausschusses für 

Chancengerechtigkeit und Integration teil. Daneben können im Einzelfall Vertreterinnen / Vertreter der Arbeiterwohlfahrt, 

des Arbeitgeberverbandes, der Agentur für Arbeit Köln, des Caritasverbandes, des Deutschen Gewerkschaftsbundes, des 

Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, des Diakonischen Werkes, des Kölner Flüchtlingsrat e.V., der Seniorenvertre-

tung der Stadt Köln und des Runden Tisches für Integration als Sachverständige zu den Beratungen hinzugezogen werden.  

(4) Die Geschäftsordnung des Rates gilt auch für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration. Der Ausschuss für 

Chancengerechtigkeit und Integration regelt seine inneren Angelegenheiten sowie Abweichungen von der Geschäftsord-

nung des Rates durch eine eigene Geschäftsordnung. Diese ist vom Rat zu genehmigen.  

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen, 

insbesondere wenn sie die Interessen der Kölnerinnen und Kölner mit internationaler Familiengeschichte als solche betref-

fen.  

Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten, die Themen und Aufgaben der Integration betreffen,  

• zu informieren und  

• vor der Beschlussfassung durch den Rat zu beteiligen.  

(6) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er be-

rät über alle Haushaltsansätze, die seine Aufgaben betreffen und kann dazu Vorschläge und Anregungen machen. Darüber 

hinaus weist der Rat dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration Mittel zu, über deren Verteilung dieser nach 

einer vom Rat beschlossenen Richtlinie  

• zur Anerkennung und Förderung der Interkulturellen Zentren und  

• zur Förderung rassismuskritischer Projekte zur Stärkung von Demokratie und Akzeptanz  

entscheidet. 

(7) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration werden zur Erfüllung seiner Aufgaben die notwendigen perso-

nellen und sachlichen Mittel bereitgestellt. Gemäß § 27 Absatz 8 GO NRW werden dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration Mittel im städtischen Haushalt zugewiesen, die von der Geschäftsstelle verwaltet werden. Die Einzelheiten 

regelt ein Ratsbeschluss.  

https://www.kleve.de/sites/default/files/2026-04/10-01.pdf
https://www.stadt-koeln.de/mediaasset/content/satzungen/zustaendigkeitsordnung_04.04.2022.pdf
https://buergerinfo.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=1062704&type=do
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(8) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration erhält die Möglichkeit einer eigenständigen Öffentlichkeitsar-

beit.  

(9) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann dem Rat je ein Mitglied als sachkundige Einwohnerin/sach-

kundigen Einwohner gemäß § 58 Abs. 4 GO sowie ein Mitglied als stellvertretende sachkundige Einwohnerin/stellvertreten-

den sachkundigen Einwohner in die Fachausschüsse vorschlagen.  

(10) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird bei der Besetzung der Stelle der Geschäftsführung des 

Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration, sowie bei der Besetzung der Leitung des Kommunalen Integrations-

zentrums der Stadt Köln frühzeitig informiert und hat die Möglichkeit, vor der Entscheidungsfindung eine Stellungnahme 

abzugeben.  

(11) Der Rat kann dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration weitere Kompetenzen in Angelegenheiten, die 

die Interessen der Kölnerinnen und Kölner mit internationaler Familiengeschichte als solche berühren, zuweisen. 

Krefeld – 231.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – keine Regelung zum ACI aber zum Integrationsausschuss 

Hauptsatzung – Link – nur Regelung zum Integrationsausschuss 

§ 12 Integrationsausschuss  
(1) Gemäß § 27 Absatz 1 Satz 1 GO NRW wird ein Integrationsrat gebildet. Seine Zusammensetzung richtet sich nach 

den Vorschriften des § 27 Absatz 1 Sätze 4 und 5 und Absatz 2 GO NRW. Anstelle eines Integrationsrates kann ge-

mäß § 27 Absatz 12 GO NRW durch Beschluss des Rates ein beratender Ausschuss (Integrationsausschuss) gebildet 

werden.  

Für den Integrationsausschuss gelten die Regelungen für den Integrationsrat entsprechend. Ergänzend sind auf 

den Integrationsausschuss § 57 Absatz 4 Satz 1 und § 58 anzuwenden.  

Der Integrationsausschuss ist wie ein Ratsausschuss in die Beratungsfolge des Rates einzubinden.  

Die Wahl richtet sich nach einer vom Rat zu erlassende Wahlordnung für die nach § 27 GO NRW zu wählende Mit-

glieder des Integrationsrates/Integrationsausschusses der Stadt Krefeld. 

Langenfeld 60.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 13 - Zuständigkeit sonstiger Ausschüsse  
Die Zuständigkeit des Wahl- und Wahlprüfungsausschusses und des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

ergeben sich aus gesetzlichen Bestimmungen und Satzungen. 

Leichlingen – 28.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 11 Zuständigkeit des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration (ACI)  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (ACI) ist gem. § 27 GO NRW gewählt und zuständig für alle Themen 

und Aufgaben der Integration im Stadtgebiet Leichlingen und kann sich mit allen weiteren Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen.  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration erhält die Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen, die 

rechtzeitig in die Beratung der Fachausschüsse einfließen sollen.  

(2) Die beratenden Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration können gemäß § 1 Absatz 3 dieser 

Zuständigkeitsordnung Stellungnahmen des Ausschusses zu Beratungsgegenständen abgeben, die auf der Tagesordnung der 

Fachausschüsse stehen.  

(3) Befasst sich der Rat mit einem Beratungsgegenstand, zu dem eine entsprechende Stellungnahme vorgesehen ist und für 

den bislang keine Vorberatung im Fachausschuss stattgefunden hat, erhält eine/ein vom ACI benannte*r Vertreter*in das 

Recht, die Stellungnahme des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration mündlich zu erläutern. Vor Sitzungsbe-

ginn ist der*die Bürgermeister*in zu informieren.  

(4) Die Genehmigung der zur Verwendung zugewiesenen Haushaltsmittel für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und 

Integration obliegt gemäß dieser Zuständigkeitsordnung dem zuständigen Fachausschuss.  

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (ACI) kann Anregungen für Verbesserungen der Integrationsar-

beit bei dem*der Bürgermeister*in (Ratsbüro) sowie im Sozialamt (Amt 50) schriftlich einreichen, nachdem diese im Aus-

schuss für Chancengerechtigkeit und Integration abgestimmt worden sind. Der eingereichten Anregung ist das Sitzungspro-

tokoll beizufügen. Über das Ergebnis berichtet die Verwaltung in einer Sitzung des Ausschusses. 

§ 6 Zuständigkeiten des Ausschusses für Soziales, Bildung, Kultur und Sport (SBKS) 

https://service.krefeld.de/system/files/2024-05/1.03-zustaendigkeitsordnung.pdf
https://ris.krefeld.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZT4_iA2pyXVEQcMbJtLoqTQSuP4tUFk7YQ_7yuEhsIcj/Hauptsatzung_der_Stadt_Krefeld_mit_Anlage_1_-_4.pdf
https://www.langenfeld.de/city_info/display/dokument/show.cfm?region_id=138&id=4220
https://www.leichlingen.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Ortsrecht_neu/01_Zustaendigkeitsordnung_Rat_und_Ausschuesse.pdf
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… Der Ausschuss ist zudem beratend zuständig für alle sportlichen Angelegenheiten der Vereine und Schulen sowie für integ-

rationsfördernde Themen… die Verfügung der Haushaltsmittel des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration … 

Der Ausschuss für Soziales, Bildung, Kultur und Sport berät insbesondere folgende  

Angelegenheiten vor … - Integrationsmaßnahmen. 

Leverkusen – 169.000 Einwohner*innen 

Regelungen für den ACI sind lt. Verwaltung in Überarbeitung 

Lippstadt – 69.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Gem. § 27 Absatz 1 Satz 1 GO NRW wird ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration setzt sich zu zwei Dritteln aus direkt gewählten Mitgliedern gem. 

§ 27 Abs. 3 Satz 1 GO NRW und zu einem Drittel aus durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern zusammen. Sowohl für die 

Mitglieder nach Listen als auch für die Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber können Stellvertreterinnen oder Stellver-

treter gewählt werden. Näheres regelt die Wahlordnung. Die Bestellung von Stellvertreterinnen und Stellvertretern ist eben-

falls für die vom Rat bestellten Mitglieder möglich.  

(3) Die Wahl der direkt zu wählenden Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erfolgt nach der 

vom Rat beschlossenen Wahlordnung.  

(4) Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Aus-

schuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befas-

sen.  

Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin 

oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen.  

Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss 

benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an 

der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Löhne – 41.000 Einwohner*innen 

Ortsrecht / Hauptsatzung – Link  

§ 6 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mitgliedern, davon aus 10 gemäß § 27 Abs. 2 

Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und 5 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration können Stellvertretungen gewählt werden.  

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und -Aufgaben der Integration in der Ge-

meinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegen-

heiten der Gemeinde befassen. 

Lüdenscheid - 71.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 5 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Die Stadt Lüdenscheid richtet dauerhaft einen Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gemäß § 27 GO NRW ein. 

Das Weitere regeln die Zuständigkeitsordnung für die Ausschüsse des Rates der Stadt Lüdenscheid, die Satzung des Aus-

schusses für Chancengerechtigkeit und Integration sowie die Wahl- und Geschäftsordnung des Ausschusses für Chancenge-

rechtigkeit und Integration in den jeweiligen Fassungen ab 2026. 

  

https://www.lippstadt.de/fileadmin/user_upload/Medien_Stadthaus/ortsrecht/H/Hauptsatzung.pdf
https://www.loehne.de/Rathaus/Ortsrecht
https://www.luedenscheid.de/fileadmin/user_upload/dateiordner_fachdienste/fd_10_rat_und_buergermeister/dokumente/satzungen/1.01_internet_hauptsatzung_vom_22042026.pdf
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Lünen – 86.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

7. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
7.1 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr.  

Er berät insbesondere über:  

a. Angelegenheiten, die die Lebensverhältnisse und die Integration der Menschen mit internationaler Familienge-

schichte berühren  

b. Maßnahmen zur Förderung zur Chancengleichheit und Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte in Gesellschaft, Bildung, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Freizeit, Gesundheit, Sport und Kultur  

c. Maßnahmen zur Förderung von Maßnahmen der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit 

internationaler Familiengeschichte  

d. Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler 

Familiengeschichte in den Bereichen Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städte-

bau, Freizeit, Gesundheit, Sport und Kultur etc. zielen  

e. Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte  

7.2 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berichtet dem Rat vor einer Beschlussfassung, damit seine Stel-

lungnahme berücksichtigt werden kann, sofern spezifische Interessen vom Menschen mit internationaler Familiengeschichte 

berührt sind; hierbei gibt er insbesondere Stellungnahmen zu Integrationsthemen und Integrationsprojekten einschließlich 

des Budgetrahmens ab.  

7.3 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird bei Grundsatzfragen, insbesondere betreffend  

a) der Integration neu zugewanderter Menschen  

b) der Förderung und gleichberechtigte Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorinnen und Seni-

oren mit internationaler Familiengeschichte sowie 

c) der Erstellung entsprechender Konzepte und Leitlinien  

beteiligt.  

7.4 Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt i.S.d. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Marl – 87.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

1. Gemäß § 27 GO NRW wird zur Mitwirkung der Migrantinnen und Migranten an den kommunalen Willensbildungsprozes-

sen ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet. Er besteht gem. § 27 Abs. 2 GO NRW zu zwei Dritteln 

aus gewählten Mitgliedern nach Abs. 3 Satz 1 sowie zu einem Drittel aus den durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern, die 

nach dem für die Ausschüsse geltenden Verfahren aus seiner Mitte gewählt werden.  

Darüber hinaus kann der Ausschuss bis zu 6 beratende Mitglieder benennen, wobei ein Mitglied Asylbewerber sein sollte.  

2. Der Vorsitzende bzw. die Vorsitzende und seine/ihre Stellvertreter werden aus der Mitte des Ausschusses gewählt.  

3. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates oder der Ausschüsse so 

rechtzeitig zu hören, dass seine Beschlussempfehlung bei der Beratung in den jeweiligen Ausschuss mit berücksichtigt wer-

den kann, wenn diese spezifische Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte berühren.  

Der Ausschuss behandelt nicht die politischen Probleme der Heimatländer oder sonstiger Drittländer.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration behandelt persönliche Angelegenheiten einzelner nur dann, wenn 

sie grundsätzliche Bedeutung haben.  

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist anfrage- und antragsbefugt.  

5. Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder der Verwaltung vorgelegt werden, Stellung neh-

men.  

Die Vorsitzende bzw. der Vorsitzende oder ein anderes vom Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung 

dieser Angelegenheiten an der Sitzung teilzunehmen; auf ihr bzw. sein Verlangen ist ihr bzw. ihm dazu das Wort zu erteilen. 

  

https://www.luenen.de/de-wAssets/docs/PDFs/ortsrecht/Zustaendigkeitsordnung.pdf
https://marl.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Amt_17/Hauptsatzung_der_Stadt_Marl_vom_18.02.2026.pdf
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Meerbusch – 57.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW 

wirkt daran mit, Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationaler Familiengeschichte abzubauen, 

fördert die politische und gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, unterstützt Pro-

jekte, die strukturellen Rassismus beseitigen und setzt sich für die Integration geflüchteter und neuzugewanderter Men-

schen in die Stadtgemeinschaft ein. 

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungsfolge des 

Rates einzubinden.  

Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen  

(3) Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürger-

meister vorgelegt werden, Stellung nehmen.  

(4) Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes von diesem Aus-

schuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen 

ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

Menden – 52.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link  

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss regelt nach § 27 Abs. 7 GO NRW seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung.  

Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. 

Mettmann – 40.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung – Link  

§ 9 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 18 Mitgliedern, davon  

aus zwei Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO 

NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen. 
§ 27 Abs. 7 GO NRW: (7) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder 

einen Vorsitzenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine 

Geschäftsordnung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen. Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeiste-

rin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtig-

keit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegen-

heiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu 

das Wort zu erteilen. 

!!! § 11 Ausschuss für Soziales, Ehrenamt und Sport (SES)  
(2) Der Ausschuss für Soziales, Ehrenamt und Sport berät über:  

1. aktuelle Problemlagen der Familien und Generationen den vom Seniorenrat und Ausschuss für Chancengerechtigkeit und 

Integration erfassten Bevölkerungsgruppen; 

  

https://meerbusch.de/fileadmin/Dateien/Politik_und_Verwaltung/Rathaus_und_Verwaltung/Stadtrecht/10-03_Zustaendigkeitsordnung_des_Rates_und_seiner_Ausschuesse.pdf
https://www.menden.de/aktuelles/aktuelles-aus-der-stadtverwaltung/bekanntmachungen/bekanntmachung-zustaendigkeitsordnung-fuer-die-ausschuesse
https://www.mettmann.de/web/wp-content/uploads/2026/01/00.001-Hauptsatzung-der-Kreisstadt-Mettmann.pdf
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Minden – 84.000 Einwohner*innen 

Stadtrecht – Link (Aufgabenkatalog für die Fachausschüsse der Stadt Minden) 

Aufgaben und Zuständigkeiten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (ACI) unterstützt den Integrationsprozess sowie die Interessen von 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte, die ihren Wohnsitz in der Stadt Minden haben.  

Der ACI kann sich gemäß § 27 Abs. 7 Satz 4 GO NRW mit allen Angelegenheiten der Stadt befassen, soweit Belange der In-

tegration, Chancengerechtigkeit und gleichberechtigten Teilhabe betroffen sind. Er kann dem Rat sowie anderen Ausschüs-

sen Anregungen und Stellungnahmen unterbreiten. Der ACI ist antrags- und anfragebefugt und gemäß § 27 Abs. 2 GO NRW 

in die Beratungsfolge des Rates einzubinden.  

Der ACI ist insbesondere vorberatend zu beteiligen und kann beraten hinsichtlich:  

1. des gleichberechtigten Zusammenlebens der Einwohner*innen Mindens mit und ohne internationale Familiengeschichte;  

2. der Integration und gesellschaftlichen Teilhabe sowie der Förderung von Anerkennung, Toleranz und Respekt zwischen 

Menschen mit und ohne Einwanderungsgeschichte;  

3. der Stärkung der Beteiligung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte am sozialen, kulturellen und politi-

schen Leben der Stadt;  

4. der Entwicklung, Umsetzung und Begleitung von Maßnahmen, Projekten und Veranstaltungen zur Förderung interkultu-

reller Begegnung und Verständigung;  

5. von Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung und zur Reduzierung strukturellen Rassismus in allen gesellschaftli-

chen Bereichen im Zuständigkeitsbereich der Stadt;  

6. der Förderung der interkulturellen Öffnung der städtischen Verwaltung;  

7. der gleichberechtigten Teilhabe sowie der Verbesserung der Lebens- Bildungs- und Ausbildungssituation von Kindern und 

Jugendlichen mit internationaler Familiengeschichte in den Bereichen Kita, Schule, Aus- und Weiterbildung und Studium;“ 

der  

8. der Aufstellung, Fortschreibung und Weiterentwicklung strategischer Ziele Stadt Minden, soweit integrations- chancenge-

rechtigkeitsrelevante Belange betroffen sind; und  

9. der Aufstellung, Fortschreibung und Weiterentwicklung städtischer Fachkonzepte und Fachplanungen, soweit integrati-

onsrelevante Belange betroffen sind;  

10. Richtlinien und konzeptionelle Grundlagen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Geflüchteten sowie Aussiedle-

rinnen und Aussiedlern.  

Der ACI beschließt über die Verteilung der ihm von der Stadtverordnetenversammlung zur Verfügung gestellten Haushalts-

mittel im Rahmen der geltenden haushaltsrechtlichen Vorschriften. 

Moers – 102.000 Einwohner*innen 

Satzungen – Link  

§ 5 a Ausschuss für Chancengleichheit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengleichheit und Integration der Stadt Moers besteht aus maximal 24 Mitgliedern. Die Mitglieder 

werden vom Rat zu einem Drittel nach dem für Ausschüsse geltenden Verfahren aus seiner Mitte bestellt, zu zwei Dritteln 

nach den Bestimmungen des § 27 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) für die Dauer der Wahlzeit des 

Rates nach Listen oder als Einzelbewerberinnen/Einzelbewerber gewählt. Für den Fall, dass bei der Integrationsratswahl für 

den Ausschuss für Chancengleichheit und Integration weniger direkt gewählte Vertreter als die nach Absatz 1 erforderlichen 

16 gewählt werden, reduziert sich die Größe des Ausschusses für Chancengleichheit und Integration entsprechend im Ver-

hältnis für die Dauer dieser Wahlperiode. Alle bestehenden Regelungen gelten entsprechend der jeweiligen Größe des Aus-

schusses für Chancengleichheit und Integration.  

Nähere Einzelheiten über die Durchführung der Wahl regelt die Wahlordnung für die Wahl des Integrationsrates 

!!! Es gibt auf der Webseite des ACI Moers – Link eine Richtlinie für den Integrationsrat der Stadt Moers zur Vergabe von Fi-

nanzmitteln an Vereine und Einrichtungen zur Förderung von integrativen Maßnahmen.  

Mönchengladbach – 267.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 13 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Mönchengladbach besteht aus 24 Mitgliedern. Die 

Mitglieder werden zu einem Drittel vom Rat nach dem für Ausschüsse geltenden Verfahren aus seiner Mitte, zu zwei Dritteln 

auf der Grundlage der Wahlordnung für die Wahl der Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

der Stadt Mönchengladbach in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl für die Dauer der Wahlzeit 

des Rates nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt.  

https://www.minden.de/rathaus-service-zukunft/organisation-recht-und-finanzen/stadtrecht-und-satzungen/#accordion-1-0
https://www.moers.de/rathaus-politik/rathaus/satzungen
https://www.moers.de/rathaus-politik/rat-und-ausschuesse/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-und-integration
https://www.moenchengladbach.de/fileadmin/news_import/Ortsrecht/10-ff/10.1_01.pdf
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(2) Für die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration erhalten die direkt gewählten 

Mitglieder ein Sitzungsgeld und Ersatz des Verdienstausfalls nach den für sachkundige Bürger geltenden Vorschriften. Die 

vorsitzende Person erhält für die Wahrnehmung der Sitzungsleitung ein doppeltes Sitzungsgeld, sofern es sich um ein direkt 

gewähltes Mitglied handelt. Die Fahrkostenerstattung für direkt gewählte Mitglieder richtet sich nach § 8 Abs. 6, soweit es 

sich nicht gleichzeitig um Ratsmitglieder handelt. Für die vom Rat aus seiner Mitte gewählten Ratsmitglieder richtet sich die 

Entschädigung nach § 8 sowie nach der Entschädigungsverordnung. 

Monheim am Rhein – 44.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

§ 4 Allgemeine Zuständigkeit der Fachausschüsse  
Den Fachausschüssen obliegt die Beratung der jeweiligen Bereichsbudgets im Rahmen der Eckwerte für den jeweils aufzu-

stellenden Haushaltsplan und der Bereichsberichte im Rahmen des unterjährigen Berichtswesens.  

Sie haben die Aufgabe, in den Angelegenheiten endgültige Beschlüsse zu fassen, die ihnen durch Rechtsnorm oder durch 

Ratsbeschluss zur endgültigen Entscheidung zugewiesen sind, soweit sie innerhalb der jeweiligen Bereichsbudgets liegen.  

Sie haben ferner die Aufgabe, die in ihr Fachgebiet fallenden Angelegenheiten des Rates und des Haupt- und Finanzaus-

schusses vorzuberaten mit Ausnahme der Angelegenheiten, die dem Rat zur unmittelbaren Beschlussfassung vorzulegen 

sind.  

Die Fachausschüsse sind berechtigt, in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches die Entscheidung der Bürgermeiste-

rin/dem Bürgermeister zu übertragen. 

Mülheim an der Ruhr – 173.000 Einwohner*innen 

§ 19 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 

(1) Zur politischen Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte an den kommunalen Willensbildungsprozessen 
wird gemäß § 27 GO NRW ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gebildet, der aus 24 Mitgliedern 
besteht. Hiervon werden 16 Mitglieder gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW für die Dauer der Wahlperiode des Rates 
gewählt (Wahl des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration) und acht Ratsmitglieder gemäß § 27 Abs. 2 
Satz 1 GO NRW bestellt. Für die Mitglieder nach Listen und die Einzelbewerberinnen oder Einzelbewerber können stell-
vertretende Mitglieder gewählt werden; für die hinzutretenden Ratsmitglieder können stellvertretende Mitglieder be-
stellt werden. Einzelheiten für die Durchführung der Wahl des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 
werden in einer vom Rat zu beschließenden Wahlordnung festgelegt. 

(2) Für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration richtet die Verwaltung eine Geschäftsstelle zur Unterstüt-
zung bei der Erledigung seiner Aufgaben ein, über deren Organisation die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürger-
meister die näheren Bestimmungen trifft. 

Münster – 308.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

18. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
18.1 Beratungszuständigkeiten  

18.1.1. Entwicklung von Themen und Aufgaben der Integration im Sinne des im aktuellen Migrationsleitbild be-

schriebenen Prozesses, neue Perspektiven und Handlungsansätze der Integration in den Blick zu nehmen und um-

zusetzen  

18.1.2. Befassung mit Angelegenheiten der Gemeinde, insbesondere zu Themen der Antidiskriminierung, Potenzi-

alentfaltung und gleichberechtigten Teilhabe  

18.2 Entscheidungszuständigkeit  

Zuschüsse an integrationsfördernde Projekte im Rahmen der Haushaltsmittel 

Neuss – 154.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung - Link 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Empfehlungsrechte  

1. Grundsätzliche Integrationsangelegenheiten die die Neusser Migrantinnen und Migranten als solche betreffen, insbe-

sondere  

• Grundsätze und Richtlinien die Integration betreffend  

• Vertriebenen-, Flüchtlings- und Aussiedlerangelegenheiten  

https://www.monheim.de/fileadmin/user_upload/Media/Dokumente_NEU/00_Ortsrecht/103.pdf
https://www.stadt-muenster.de/fileadmin/user_upload/stadt-muenster/33_ratsservice/pdf/Zustaendigkeitsordnung_beschlossen-2025-12-10.pdf
https://www.neuss.de/fileadmin/Redaktion/downloads/ortsrecht/1b3-04_zustaendigkeitsordnung-ausschuesse.pdf
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• Notunterbringung von Geflüchteten  

• Satzung über die Unterhaltung von Übergangsheimen der Stadt Neuss für Aussiedler und ausländische Flüchtlinge  

• Wahlordnung für den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

• Handlungsempfehlungen, die sich auf Grundlage des Integrationsmonitorings für eine Fortschreibung des Integrati-

onskonzeptes ergeben  

Entscheidungsbefugnisse  

1. Gewährung von Zuschüssen im Rahmen der dem Ausschuss vom Rat bereitgestellten Mittel für Integrationsangele-

genheiten  

2. Festlegung der Inhalte der Aufgabenbereiche, für die entsprechende Zuschüsse gewährt werden  

3. Richtlinien für den Integrationsförderpreis  

Im Übrigen hat der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration die Rechte und Pflichten gem. § 27 GO NRW 

Nettetal – 42.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung - Link 

§ 8 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht ab der Wahlperiode 2030 aus 15 Mitgliedern, davon aus 

zwei Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO 

NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit können Stellvertre-

tungen benannt werden.  

2. Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen. 
§ 27 Abs. 7 GO NRW: (7) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder 

einen Vorsitzenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine 

Geschäftsordnung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen. Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeiste-

rin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtig-

keit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegen-

heiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu 

das Wort zu erteilen. 

Niederkassel – 38.000 Einwohner*innen 
Hauptsatzung – Link  

§ 8 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht ab der Wahlperiode 2030 aus 15 Mitgliedern, davon aus 

zwei Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und ein Drittel gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO 

NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern.  

Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit können Stellvertretungen benannt werden.  

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 

der Gemeinde befassen. 

§ 27 Abs. 7 GO NRW: (7) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder 

einen Vorsitzenden und eine oder mehrere Stellvertretungen. Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine 

Geschäftsordnung. Rat und Ausschuss sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. 

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde be-

fassen. Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeiste-

rin oder dem Bürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtig-

keit und Integration oder ein anderes von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegen-

heiten, mit denen der Ausschuss befasst gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu 

das Wort zu erteilen. 

  

https://www.nettetal.de/system/files/2026-01/Hauptsatzung%202005%20inkl.%2022%20%C3%84S.pdf
https://www.nettetal.de/system/files/2026-01/Hauptsatzung%202005%20inkl.%2022%20%C3%84S.pdf
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Oberhausen – 214.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Gemäß § 27 Abs. 4 GO NRW sollen sich Rat und Ausschuss über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen.  

Der Ausschuss soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Oberbürgermeiste-

rin/dem Oberbürgermeister vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

Paderborn – 156.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 8 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Für die Wahlperiode 2025 – 2030 gilt:  

Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gehören 15 gem. § 27 Abs. 2 Satz 1 und 2 GO NRW in der Fassung 

vom 1. April 2022 gewählte Mitglieder und die für die Mitglieder nach Listen und die Einzelbewerber*innen Stellvertre-

ter*innen an. Der Rat entsendet aus seiner Mitte weitere 7 stimmberechtigte Mitglieder. Für die entsandten Ratsmitglieder 

können aus der Mitte des Rates Stellvertreter*innen bestellt werden.  

Für die Wahlperiode ab 2030 gilt:  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 24 Mitgliedern, davon gem. § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW 

aus zwei Dritteln gem. § 27 Abs. 3 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern und einem Drittel vom Rat bestellten Rats-

mitgliedern. Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration werden Stellvertretungen ge-

wählt.  

(2) Rat und Ausschuss sollen sich gem. § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde 

abstimmen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde 

befassen. Anregungen und Stellungnahmen des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration sind schriftlich beim 

Bürgermeister/bei der Bürgermeisterin einzureichen. Die zuständigen Gremien haben sich innerhalb von drei Monaten da-

mit zu befassen.  

(3) Sitzungsvorlagen der Verwaltung und Anträge an den Rat und seine Gremien, die die besonderen Belange von Migranten 

und Migrantinnen betreffen, sollen dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration frühzeitig zur Stellungnahme 

vorgelegt werden.  

Die weitere Beratung dieser Angelegenheiten soll erst dann erfolgen, wenn dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und 

Integration ausreichend Gelegenheit zur Befassung gegeben war. 

(4) Auf Vorschlag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration entsendet der Rat aus der Mitte der nach § 27 

Abs. 2 Satz 1 GO NRW gewählten Mitglieder je einen sachkundigen Einwohner/eine sachkundige Einwohnerin in den Aus-

schuss für Soziales, Senioren und Inklusion, den Kulturausschuss und den Schulausschuss als beratende Mitglieder. In glei-

cher Weise erfolgt die Bestellung eines Stellvertreters/einer Stellvertreterin der beratenden Mitglieder. 

Pulheim – 56.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link  

13. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
13.1 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr.  

Er berät insbesondere über:  

a) die Förderung zur Chancengleichheit und Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte 

in Gesellschaft, Bildung, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Freizeit, Gesundheit, Sport und Kultur,  

b) die Förderung von Maßnahmen zur politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationa-

ler Familiengeschichte,  

c) politische Entscheidungen, Programmen und Projekten mit Fokus auf Integration, Antidiskriminierung und sozi-

ale Teilhabe.  

13.2 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berichtet ggü. dem Ausschuss für Soziales, Generationen und 

Integration; hierbei gibt er insbesondere Stellungnahmen zu Integrationsthemen und Integrationsprojekten einschließlich 

des Budgetrahmens ab.  

13.3 Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird bei Grundsatzfragen, insbesondere betreffend  
a) die Integration neu zugewanderter Menschen,  

https://www.oberhausen.de/de/index/rathaus/verwaltung/soziales-gesundheit-wohnen-und-recht/recht/ortsrecht_der_stadt_oberhausen/ortsrecht-material/251117_zustaendigkeitsordnung.pdf
https://www.paderborn.de/rathaus-service/stadtverwaltung/satzungen/hauptsatzung.php
https://www.pulheim.de/stadtrat-verwaltung/stadtverwaltung/ortsrecht.php
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b) die Förderung und gleichberechtigte Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Senioren/ -innen 
mit internationaler Familiengeschichte sowie  
c) die Erstellung entsprechender Konzepte und Leitlinien  
beteiligt  

Beteiligung bei Grundsatzfragen zur Integration von neu zugewanderten Menschen, bei der Förderung und gleichberechtig-

ten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und Seniorinnen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte 

sowie bei der Erstellung entsprechender Konzepte und Leitlinien. 

Ratingen – 89.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung– Link  

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration (gemäß § 27 GO NRW) besteht aus 18 Mitgliedern. 12 Mitglieder 

werden in geheimer Wahl gewählt und 6 (stimmberechtigte) Mitglieder werden vom Rat der Stadt entsandt.  

Anregungen und Stellungnahmen des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration sind schriftlich beim Bürger-

meister einzureichen. Die zuständigen Gremien haben sich innerhalb von drei Monaten damit zu befassen. 

Recklinghausen – 115.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link – noch IR geregelt 

§ 11 Integrationsrat  
(1) Auf der Grundlage des § 27 GO NRW wird in der Stadt Recklinghausen ein Integrationsrat gebildet. Von der Möglich-

keit, einen beratenden Ausschuss entsprechend § 58 GO NRW (Integrationsausschuss) zu bilden, wird kein Gebrauch 

gemacht. Der Integrationsrat besteht aus 15 Mitgliedern, welche sich aus 8 Vertretern der Migranten und 7 Ratsmit-

gliedern zusammensetzen. Die Migrantenvertreter werden für die Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder als 

Einzelbewerber gewählt. Näheres regelt eine zu erlassende Wahlordnung. Die Ratsmitglieder werden vom Rat nach 

dem für die Besetzung von Ausschüssen festgelegten Verfahren bestellt.  

(2) Der Integrationsrat kann sich nach § 27 Abs. 8 GO NRW mit allen Angelegenheiten der Stadt Recklinghausen befassen. 

Er kann zu allen örtlichen Angelegenheiten Vorschläge und Anregungen machen, die dem Rat oder den entsprechen-

den Fachausschüssen in Form von schriftlichen Anträgen vorzulegen sind.  

Die/ der Vorsitzende des Integrationsrates oder ein anderes vom Integrationsrat benanntes Mitglied ist berechtigt, bei 

der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf ihr/ sein Verlangen ist ihr/ ihm dazu das Wort zu 

erteilen. Die Absicht von dem Rederecht Gebrauch zu machen, soll dem Bürgermeister bzw. der Bürgermeisterin/ der/ 

dem Vorsitzenden des Ausschusses drei Tage vor der Sitzung angezeigt werden.  

(3) Die/ der Vorsitzende vertritt den Integrationsrat nach außen. Im Verhinderungsfall erfolgt die Vertretung durch einen 

der beiden Stellvertreter/ -innen.  

(4) Für die Mitglieder des Integrationsrates und für das Verfahren in den Sitzungen des Integrationsrates gelten die Vor-

schriften der Geschäftsordnung des Rates entsprechend, soweit der Integrationsrat seine inneren Angelegenheiten 

nicht durch eine eigene Geschäftsordnung regelt.  

(5) Die Migrantenvertreter im Integrationsrat erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Integrationsrates ein Sit-

zungsgeld analog dem zu zahlenden Sitzungsgeld für die - 5 - Teilnahme von sachkundigen Bürger/n -innen und sach-

kundigen Einwohner/n -innen an Ausschusssitzungen. 

Remscheid – 114.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung - Link  

1.4 Allgemeine Zuständigkeiten der Ausschüsse  
Die Fachausschüsse entscheiden in denjenigen Angelegenheiten, die ihnen durch Gesetz, durch die Hauptsatzung oder 

durch Beschluss des Rates übertragen werden. Soweit der Rat den Ausschüssen die Entscheidung über bestimmte Angele-

genheiten nach § 41 Abs. 2 GO NRW überträgt, sind diese in ein besonderes Verzeichnis aufzunehmen, das der Oberbürger-

meister/die Oberbürgermeisterin führt (Ziff. 17.3 HauptS). Die Fachausschüsse entscheiden für den ihnen zugewiesenen 

Bereich über die Durchführung von Maßnahmen, für die entsprechende Haushaltsmittel durch den Rat bereitgestellt sind, 

soweit die Maßnahmen nicht als Geschäfte der laufenden Verwaltung auf den Oberbürgermeister/die Oberbürgermeisterin 

übertragen sind oder sie in den Entscheidungsbereich einer Bezirksvertretung fallen.  

Die Fachausschüsse bereiten die Entscheidungen des Rates und der Bezirksvertretungen vor (Ziff. 17.2 HauptS). Sie beraten 

generell diejenigen Angelegenheiten, die dem jeweiligen Geschäftsbereich der korrespondierenden Fachbereiche zuzuord-

nen sind.  

17. Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

https://www.stadt-ratingen.de/stadtverwaltung/dezernate-und-aemter/buerger-und-rechtsamt/rechtsamt/ortsrecht
https://bso.gkd-re.de/bsointer320/DokumentServlet?dokumentenname=320l5220.pdf
https://www.remscheid.de/politik-verwaltung/ortsrecht/download-pool/Zustaendigkeitsordnung-fuer-die-17.Wahlperiode.pdf
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Zuständigkeit bzw. abschließende Entscheidung:  

1. Beratung über Geschäftsvorfälle der Fachdienste 0.17 – Kommunales Integrationszentrum – sowie 3.33 – Zuwanderung.  

2. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Auf 

Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ist eine Anregung oder Stellungnahme des Integrationsra-

tes dem Rat, einer Bezirksvertretung oder einem Ausschuss vorzulegen.  

3. Der/Die Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes vom Ausschuss für Chan-

cengerechtigkeit und Integration benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung 

teilzunehmen; auf sein Ver langen ist ihm dazu das Wort zu erteilen.  

4. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirks-

vertretung oder vom Oberbürgermeister/von der Oberbürgermeisterin vorgelegt werden, Stellung nehmen. (§ 27 Abs. 8 u. 9 

GO NRW) 

Rheda-Wiedenbrück - 48.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 12 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wird nach § 27 Gemeindeordnung gebildet und soll insbeson-

dere zuwanderungs- und integrationsspezifische Themen behandeln, die die Lebensverhältnisse und die Integration der hier 

lebenden Menschen mit Migrationshintergrund in der Gesellschaft berühren. Der Ausschuss kann sich darüber hinaus mit 

allen Angelegenheiten der Stadt befassen.  

Auf Antrag des Ausschusses ist eine Anregung oder Stellungnahme des Ausschusses dem Rat oder einem Ausschuss vorzule-

gen.  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder vom Bürger-

meister vorgelegt werden Stellung nehmen.  

(2) Insbesondere die nachstehenden Angelegenheiten werden zur Beratung übertragen:  

1. Schulische und vorschulische Erziehung von Kindern mit Migrationshintergrund  

2. Spracherwerb der hier lebenden Menschen mit Migrationshintergrund  

3. Frauenspezifische Probleme von Migrantinnen  

4. Spezifische Probleme von Migranten im Seniorenalter  

5. Mitwirkung bei der Vergabe von Haushaltsmitteln für Zwecke, die zuwanderungs- und integrationsspezifische Themen 

berühren 

Rheine – 77.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Entscheidungsbefugt  

• Bestimmung der im Folgejahr durchzuführenden Projekte und Maßnahmen 

• Abweichungen von festgelegten Entscheidungen, Normen und Leistungen, soweit nicht der Rat der Stadt Rheine be-

schließen muss 

Vorberatend: 

• Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen, die fachbereichsübergreifende Regelungen enthalten, wie z. B. die 

AZR, Personalkosten 

• Fachbereichsübergreifende gemeinsame Richtlinien (Investitions- und Betriebskostenförderung) 

• Budgetberatungen des Haushaltsplanentwurfes 

• Richtlinien für die Verleihung - des Integrationspreises    

• Erlass und Änderung von fachbezogenen Richtlinien 

• Förderung sozialer Einrichtungen, soweit nicht durch Richtlinien geregelt - Investitionskostenzuschüsse - Personalkos-

tenzuschüsse - Sachkostenzuschüsse - Betriebskostenzuschüsse 

• Festlegung des Rahmens innerhalb dessen der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nach vorheriger 

Anhörung über die Verwendung der ihm zugewiesenen Haushaltsmittel entscheiden kann 

Kenntnisnahme 

• Berichtswesen 

  

https://www.rheda-wiedenbrueck.de/serviceportal/ortsrecht/1.5-zustaendigkeitsordnung.pdf?cid=rf1
https://www.rheine.de/media/www.rheine.de/org/med_532/1211_a10-10-zustaendigkeitsordnung_fuer_rat_und_ausschuesse_neu.pdf
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St. Augustin – 57.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 15 Mit gliedern, von denen 10 in direkter Wahl gewählt 

und 5 vom Rat bestellt werden (§ 27 Abs. 2, 3 GO NRW).  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die ihm durch Gesetz übertragenen Aufgaben wahr. Dabei 

soll er sich insbesondere mit dem Rat über die Themen und Aufgaben der Integration in der Stadt abstimmen (§ 27 Abs. 7 S. 

3 GO NRW), zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von der/dem Bürgermeister/in vorgelegt werden, Stellung 

nehmen (§ 27 Abs. 7 S. 5 GO NRW) und kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Stadt befassen (§ 27 Abs. 7 

S. 4 GO NRW). Weitere Einzelheiten regelt der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration in seiner Geschäftsord-

nung. 

Schwelm – 28.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 15 Integrationsrat  
Der Integrationsrat vertritt die Interessen und besonderen Belange aller ausländischen Einwohnenden in der Stadt Schwelm 

und verknüpft Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. 

!!! § 11 Sozialausschuss 
(1) Der Sozialausschuss berät über 

6. Fragen der Integration in Kooperation mit dem Integrationsrat, 

Schwerte – 46.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link –  

(der Rat hat weiterführende Zuständigkeiten für den ACI beschlossen, die aber noch veröffentlicht 

werden müssen) 

§ 6 Ausschuss für Chancengleichheit und Integration  
(1) Es wird ein Ausschuss für Chancengleichheit und Integration gemäß § 27 Absatz 1 Satz 1 gebildet. Gemäß § 27 Abs. 2 

Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 GO NRW setzt sich dieser zu zwei Dritteln aus direkt gewählten Mitgliedern und zu einem Drittel aus 

durch den Rat bestellten Ratsmitgliedern zusammen. Die Zahl der vom Rat bestellten Ratsmitglieder richtet sich nach der 

Anzahl der im Rat der Stadt Schwerte vertretenen Fraktionen, wobei jede Fraktion berechtigt ist, ein Ratsmitglied zur Bestel-

lung durch den Rat vorzuschlagen.  

(2) Weiteres regelt die Satzung für den Ausschuss für Chancengleichheit und Integration der Stadt Schwerte in der jeweils 

gültigen Fassung. 

Siegburg – 42.000 Einwohner*innen 
Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 16 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die ihm durch Gesetz übertragenen Aufgaben wahr (§ 27 GO 

NRW). Dabei soll er sich insbesondere mit dem Rat über die Themen und Aufgaben der Integration in der Stadt abstimmen 

(§ 27 Abs. 7 S. 3 GO NRW), zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von dem Bürgermeister vorgelegt werden, 

Stellung nehmen (§ 27 Abs. 7 S. 5 GO NRW) und kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Stadt befassen (§ 

27 Abs. 7 S. 4 GO NRW).  

Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entsendet je ein Mitglied als sachkundige Einwohnerin/ sachkundi-

gen Einwohner gem. § 58 Abs. 4 GO sowie ein Mitglied als stellvertretende sachkundige Einwohnerin/ stellvertretenden 

sachkundigen Einwohner in die Fachausschüsse und Beiräte. Weitere Einzelheiten regelt der Ausschuss für Chancengerech-

tigkeit und Integration in seiner Geschäftsordnung. 

  

https://www.sankt-augustin.de/wp-content/uploads/2026/03/10-1-1-Zustaendigkeitsordnung-des-Rates.pdf
https://www.schwelm.de/fileadmin/user_upload/public/docs/ortsrecht/Zustaendigkeitsordnung_der_Stadt_Schwelm_Rat_23.02.2023.pdf
https://www.schwerte.de/fileadmin/user_upload/RUBRIK/POLITIK/ORTSRECHT/OR_10-10.pdf
https://siegburg.de/medien/dokumente/ortsrecht/i-13.pdf?cid=2b47
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Siegen – 103.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 8 Integrationsrat  
1. Der Integrationsrat besteht aus 14 Migrantenvertreterinnen/-vertretern und 7 Ratsmitgliedern.  

2. Die Migrantenvertreterinnen/-vertreter werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl für die 

Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder Einzelbewerberinnen/Einzelbewerbern gewählt.  

3. Die Ratsmitglieder werden vom Rat bestellt.  

4. Die Mitwirkung ist in der Geschäftsordnung für den Integrationsrat geregelt.  

5. Der Termin für die Wahl des Integrationsrates wird vom Rat festgelegt. Einzelheiten für die Durchführung der Wahl wer-

den in einer vom Rat zu verabschiedende Wahlordnung festgelegt. 

???Webseite ACI 
Beschreibt Vergabe von Zuschüssen + interkulturelles Zusammenleben  

Soest – 48.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 8 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht sowohl aus gewählten Mitgliedern als auch aus den 
vom Rat bestellten Mitgliedern, davon aus zwei Dritteln gemäß § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW direkt gewählten Mitgliedern  
und einem Drittel vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. Die genaue Anzahl an Personen ist von der Wahl der gewählten Mit-
glieder abhängig und bezieht sich auf § 27 Abs. 2 Satz 1 GO NRW. Für die Mitglieder des Ausschusses für Chancengerechtig-
keit und Integration werden Stellvertretungen gewählt.  
(2) Rat und Ausschuss sollen sich gemäß § 27 Abs. 7 GO NRW über die Themen und Aufgaben der Integration in der Ge-
meinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegen-
heiten der Gemeinde befassen. 

Weitere Regelungen in der 
Geschäftsordnung für den Ausschuss Chancengerechtigkeit und Integration der Stadt Soest 
Auszug: 
… 
§2 Aufgaben und Zuständigkeiten des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration als Pflichtausschuss gemäß § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 GO NRW 

wirkt bei der Umsetzung der verfassungsrechtlichen Gebote in Artikel 2 Abs. 1 GG, „Jeder hat das Recht auf die freie Entfal-

tung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 

das Sittengesetz verstößt sowie Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG, „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 

seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen 

benachteiligt oder bevorzugt werden“ mit und überprüft Maßnahmen der Stadt in o.g. Sinne auf Chancengerechtigkeit und 

gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit internationaler Familiengeschichte. 

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration vertritt die Interessen der in Absatz (1) genannten Einwohner 

der Stadt Soest und äußert sich zu Fragen, die das Zusammenleben von Deutschen und ausländischen Einwohnern mit Zu-

wanderungsgeschichte betreffen. Seine Öffentlichkeitsarbeit nimmt er selbstständig und eigenverantwortlich im Rahmen 

dieser Geschäftsordnung wahr. 

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration und der Rat sollen sich über die Themen und Aufgaben der In-

tegration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann sich darüber hinaus 

mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Auf Antrag des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ist 

eine Anregung oder Stellungnahme dem Rat oder einem Ausschuss vorzulegen. Der Vorsitzende des Ausschusses für Chan-

cengerechtigkeit und Integration oder ein anderes vom Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration benanntes Mit-

glied ist berechtigt, bei der Beratung dieser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; auf sein Verlangen ist ihm dazu das 

Wort zu erteilen. 

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration soll zu Fragen, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder vom Bür-

germeister/Bürgermeisterin vorgelegt werden, Stellung nehmen. 

(5) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist ein beratender Ausschuss, der in seinem Zuständigkeitsbe-

reich Beschlüsse fasst, die der Beratung und Vorbereitung von Beschlüssen des Rates dienen. Als beratender Ausschuss sui 

generis ist er in die Beratungsfolge des Rates einzubeziehen, sofern es explizit um Themen im Bereich Ausländern und deut-

schen Staatsbürgern mit Zuwanderungsgeschichte geht (§ 58 Abs. 1 GO NRW). 

(6) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel 

zur Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration den 

https://www.siegen.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/RathausUndPolitik/Ortsrecht/00_010.pdf
https://www.siegen.de/rathaus-politik/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-und-integration/ausschuss-fuer-chancengerechtigkeit-und-integration
https://www.siegen.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/RathausUndPolitik/Ortsrecht/90_001.pdf
https://www.siegen.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/RathausUndPolitik/Ortsrecht/90_001.pdf
https://www.soest.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Ortsrecht/Hauptsatzung_der_Stadt_Soest_-_18_Aenderung_02-07-2023.pdf
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Rahmen festlegen, innerhalb dessen Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über ihm vom Rat zugewiesene 

Haushaltsmittel entscheiden kann. 

… 

§ 18 Arbeitsgruppen 

… (6) Die Arbeitsgruppen können innerhalb der Beschlussfassung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration 

in Abstimmung mit der Vorsitzenden- dem Vorsitzenden eine eigenständige Pressearbeit betreiben. 

§ 19 Geschäftsführung/Geschäftsstelle 

… (3) Die Geschäftsstelle koordiniert und erledigt Aufgaben aus den laufenden Geschäften des Ausschusses für Chancenge-

rechtigkeit und Integration und unterstützt organisatorisch seine politischen Arbeiten, sofern diese nicht direkt in eigener 

Verantwortung wahrgenommen werden (z.B. durch gebildete Arbeitsgruppen des Ausschusses für Chancengerechtigkeit 

und Integration).  

Das Aufgabengebiet umfasst u. a.:  

a. die Annahme von Anträgen und, bei Bedarf weiterer politischer Beratung, eine Weiterleitung an den federführenden 

Fachausschuss oder an den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration,  

b. die Kooperation mit den Ämtern der kommunalen Verwaltung, insbesondere dem Ratsbüro und anderen städtischen und 

nichtstädtischen Verbänden und Institutionen,  

c. die Er-/Bearbeitung von Anträgen, Stellungnahmen und Beschlussvorlagen, die vom Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration gestellt werden,  

d. die Erledigung des Schriftverkehrs die Erstellung und Versendung von Einladungen,  

e. die Erstellung und Versendung von Sitzungsprotokollen,  

f. die Beschaffung, Katalogisierung und Aufbereitung von Informationsmaterial (Flyer etc.),  

g. die Erledigung der Konto- und Buchführung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration ,  

h. die Archivierung der Geschäftsunterlagen. 

Solingen – 166.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link – keine Erwähnung des AVI, aber in der Hauptsatzung Link 

§ 7 Zuständigkeit des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wirkt an den Beratungen über die Haushaltssatzung mit. Er be-

rät über alle Haushaltsansätze, die seine Aufgaben betreffen und kann dazu Vorschläge und Anregungen machen.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist wie ein beratender Ratsausschuss in die Beratungsfolge des 

Rates einzubinden.  

Er ist vor der Beschlussfassung durch den Rat insbesondere mit folgenden Angelegenheiten zu befassen:  

• Maßnahmen gegen Antisemitismus und Diskriminierung,  

• Potenzialentfaltung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte, ins besondere durch Sprach- und Integrations-

fördermaßnahmen,  

• gleichberechtigte Teilhabe in Kultur, Arbeit und Gesellschaft,  

• Interkulturelle Grundsatzangelegenheiten (Konzept zur Stärkung der integrativen Stadtgesellschaft und interkul-

turelles Maßnahmenprogramm),  

• Erstellung von Richtlinien zur interkulturellen Öffnung und Sensibilisierung der Verwaltung,  

• Arbeitsschwerpunkte des gemäß § 7 des Gesetzes zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration 

in Nordrhein Westfalen betriebenen Kommunalen Integrationszentrums in der Klingenstadt Solingen,  

• Richtlinien (einschließlich Bewilligungsbedingungen) und Verteilung der Mittel,  

• für die Arbeit von interkulturellen Zentren, Vereinen und Initiativen, die in der Migrations- und Integrationsarbeit 

tätig sind,  

• für Integrationsprojekte (auch für EU , Bundes und Landesprojekte),  

• für Antirassismusprojekte.  

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration hat die Möglichkeit einer eigenständigen Öffentlichkeitsarbeit 

Stolberg – 58.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Es besteht ein Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration gemäß § 27 der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen. Der Ausschuss besteht aus insgesamt 15 Mitgliedern, von denen 10 Mitglieder gemäß § 27 Absatz 3 Satz 1 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gewählt werden. 

  

https://solingen.de/uploads/10_04_c21098ef18.pdf
https://solingen.de/uploads/10_01_7e64651ffe.pdf
https://www.stolberg.de/rathaus-politik/ortsrecht.php
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Troisdorf – 76.000 Einwohner*innen 

Ortsrecht – Link 

§ 10 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät Angelegenheiten der Gleichstellung, Teilhabe, Antidiskri-

minierung sowie der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund und sonstigen strukturell benachteiligten Grup-

pen.  

(2) Er berät insbesondere über kommunale Förderprogramme, Konzepte und Stellungnahmen in diesen Themenfeldern.  

(3) Bei fachübergreifenden Vorhaben anderer Ausschüsse, die Auswirkungen auf Fragen der Chancengerechtigkeit oder In-

tegration haben, ist der Ausschuss zu beteiligen. Die Entscheidungszuständigkeit des jeweils fachlich zuständigen Ausschus-

ses bleibt unberührt. 

Unna – 58.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link  

§ 15 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration entscheidet über folgende Angelegenheiten:  

1. Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationa-

ler Familiengeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, 

Gesundheit, Sport und Kultur etc. zielen,  

2. Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler 

Familiengeschichte,  

3. Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen sollen,  

4. Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familiengeschichte, insbesondere 

in der städtischen Verwaltung,  

5. die Vergabe von Zuschüssen an Vereine und Institutionen im Rahmen des Haushaltsplanes und nach Maßgabe 

einer städtischen Richtlinie zur Durchführung von interkulturellen Veranstaltungen, Integrations- und Antirassis-

musprojekten sowie Projekten zur Sichtbarmachung der Potenziale der Menschen mit internationaler Familienge-

schichte und Sicherstellung der Chancengerechtigkeit,  

6. Angebote zur Unterbringung von Flüchtlingen,  

7. bedeutsame Angelegenheiten sowie Maßnahmen und Projekte zur Integration von Geflüchteten und Einwande-

rern, soweit diese nicht in der Zuständigkeit des Jugendhilfeausschusses liegen.  

(2) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration kann zu allen Haushaltsansätzen, die seine Belange betreffen, in 

der Frist nach § 80 Abs. 3 Satz 2 GO NRW gegenüber dem Rat Anträge, Vorschläge und Anregungen einbringen. 

(3) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration berät folgende Angelegenheiten vor, die in der Zuständigkeit 

anderer Gremien liegen:  

1. Grundsatzfragen der spezifischen Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte,  

2. Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitli-

nien,  

3. Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Öffnung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen 

im Bereich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren,  

4. Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und 

Seniorinnen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte,  

5. Grundsatzfragen der kommunalen Personalentwicklung hinsichtlich einer migrationsgesellschaftlichen Öffnung 

der Verwaltung und dem Abbau benachteiligender bzw. ausgrenzender Strukturen in allen Bereichen. 

(4) Im Übrigen kann der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration über alle Angelegenheiten der Stadt i. S. d. § 27 

Abs. 7 Satz 4 GO NRW beraten. 

Velbert – 82.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitskatalog für die Ausschüsse – Link  

5.9 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration beschäftigt sich gemäß § 27 Abs. 7 S. 2-6 GO NRW mit allen The-

men und Aufgaben rund um den Bereich der Integration in Velbert.  

Er beschließt selbstständig über die Verteilung der ihm gem. § 27 Abs. 8 GO NRW vom Rat der Stadt Velbert zur Verfügung 

gestellten Mittel.  

Darüber hinaus beschließt er über folgende Angelegenheiten:  

https://www.troisdorf.de/de/rathaus-service/stadtrat-und-ausschuesse/ortsrecht/1-2.pdf?cid=1y7x
file:///F:/DATA/Downloads/Zustaendigkeitsordnung_der_Kreisstadt_Unna_nach_Aenderungen_vom_20_11_25%20(2).pdf
https://www.velbert.de/fileadmin/user_upload/Rathaus_und_Politik/Ortsrecht/1_02_Zustaendigkeitskatalog_der_Ausschuesse.pdf
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- Vergabe des Integrationspreises der Stadt Velbert  

- Teilnahme an Veranstaltungen und Stadtfesten 

§ 27 Abs. 7 S. 2-6 GO NRW: Der Ausschuss regelt seine inneren Angelegenheiten durch eine Geschäftsordnung. Rat und Ausschuss 

sollen sich über die Themen und Aufgaben der Integration in der Gemeinde abstimmen. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration kann sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten der Gemeinde befassen. Der Ausschuss soll zu Fragen, die 

ihm von dem Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertretung oder von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister vorgelegt 

werden, Stellung nehmen. Die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und Integration oder ein anderes 

von diesem Ausschuss benanntes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung von Angelegenheiten, mit denen der Ausschuss befasst 

gewesen ist, an der Sitzung des Rates teilzunehmen; auf Verlangen ist ihr oder ihm dazu das Wort zu erteilen. 

§ 27 Abs. 8 GO NRW: (8) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration sind die zur Erledigung seiner Aufgaben erfor-

derlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhörung des Ausschusses für Chancengerechtigkeit und In-tegra-

tion den Rahmen festlegen, innerhalb dessen der Ausschuss über die ihm vom Rat zugewiesenen Haushaltsmittel entscheiden 

kann. 

Viersen – 78.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 5a Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist zuständig für grundsätzliche Integrationsangelegenheiten, 

die die Viersener Einwohner*innen betreffen. Er hat die gem. § 27 GO NRW in der jeweils gültigen Fassung entsprechenden 

Rechte und Pflichten.  

(2) Er entscheidet über  

1. die Richtlinien zur Vergabe von Zuschüssen im Rahmen der dem Ausschuss vom Rat bereitgestellten Mittel für 

Integrationsangelegenheiten,  

2. die Gewährung von Zuschüssen gemäß der Richtlinie.  

(3) Er berät insbesondere über  

1. Grundsatzfragen der Migration und Integration,  

2. Maßnahmen der Stadt, die das Thema Migration und Integration betreffen,  

3. Haushaltsangelegenheiten in Sachen Migration und Integration,  

4. Angelegenheiten der Unterbringung von Geflüchteten, einschließlich der Satzung über die Benutzungsgebühren 

für die Übergangsheime der Stadt Viersen,  

5. Integrationsmonitoring und dessen Handlungsempfehlungen,  

6. Sozialberichte und deren Handlungsempfehlungen,  

7. die ortsrechtlichen Regelungen über die Zusammensetzung und Wahl des Gremiums nach § 27 GO NRW 

Wesel – 61.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link  

§ 7 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration 
1. Für die Dauer der Wahlzeit des Rates wird auf Grundlage des § 27 GO NRW der Ausschuss für Chancengerechtigkeit 

und Integration mit 15 Mitgliedern gebildet. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration besteht aus 

• 10 durch Urwahl gemäß § 27 Absatz 3 und 4 GO NRW gewählten Mitgliedern, 

• 5 vom Rat aus seiner Mitte gewählten Mitgliedern. 

2. Die Wahl der direkt gewählten Mitglieder findet am Tag der Kommunalwahl statt. Nach der Kommunalwahl wählt der 

neue Rat aus seiner Mitte fünf Mitglieder in den Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration. Für jedes Mit-

glied ist eine persönliche Stellvertreterin beziehungsweise ein persönlicher Stellvertreter zu wählen. 

3. Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende beziehungsweise ei-

nen Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vorsitzende beziehungsweise einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

Wesseling – 38.000 Einwohner*innen 

Hauptsatzung – Link 

§ 7 Integrationsbeirat / Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

Die Wahl und Zusammensetzung richtet sich nach § 27 GO NRW. 

  

https://www.viersen.de/system/files/2026-04/2026_03_18-1.4-Zust%C3%A4ndigkeitsordnung_0.pdf
https://www.wesel.de/politik-verwaltung/stadtverwaltung/ortsrecht/hauptsatzung-der-stadt-wesel-vom-19032025-0
https://www.wesseling.de/satzungen/Hauptsatzung.pdf
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Witten – 92.000 Einwohner*innen 

Ortsrecht – Link, darunter Zuständigkeitsordnung für Ausschüsse   

Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  
• Beratung und Begleitung von Angelegenheiten, die die Lebensverhältnisse und die Integration der Menschen mit internati-

onaler Familiengeschichte berühren, einschließlich Anti-Rassismusfragen.  

• Beratung und Begleitung von grundsätzlichen Fragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugend-

lichen, Erwachsenen und Seniorinnen und Senioren mit internationaler Familiengeschichte.  

• Kenntnisnahme und Beratung von Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von 

Menschen mit internationaler Familiengeschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, 

Städtebau, Freizeit, Gesundheit, Sport und Kultur etc. zielen.  

• Kenntnisnahme und Beratung von Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Men-

schen mit internationaler Familiengeschichte,  

• Kenntnisnahme und Beratung von Maßnahmen zur beruflichen Gleichstellung von Menschen mit internationaler Familien-

geschichte. 

Wuppertal – 358.000 Einwohner*innen 

Stadtrecht Link –Hauptsatzung (Lt. Verwaltung werden die Regelungen in der Hauptsatzung aktuell überarbei-

tet)  

§ 19 Integrationsrat  
Der Integrationsrat besteht aus 25 Mitgliedern. Gemäß den Bestimmungen des § 27 GO NRW werden 15 Mitglieder durch 

Wahl bestimmt und 10 Mitglieder durch den Rat entsandt. 

Würselen – 40.000 Einwohner*innen 

Zuständigkeitsordnung – Link 

§ 11 Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration  

(1) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration nimmt die in § 27 GO NRW geregelten Aufgaben wahr; er nimmt 

zu Fragen der Chancengerechtigkeit und Integration Stellung, die ihm vom Rat, einem Ausschuss oder von dem Bürgermeis-

ter bzw. der Bürgermeisterin vorgelegt werden; insbesondere soweit die Chancengerechtigkeit und gleichberechtigte Teil-

habe von Menschen mit internationaler Geschichte betroffen ist.  

(2) Der Ausschuss ist zuständig und im Rahmen seines Finanzbudgets entscheidungsbefugt für:  

1. Maßnahmen, die auf den Abbau von Benachteiligungen in der Lebenssituation von Menschen mit internationa-

ler Geschichte in Gesellschaft, Bildung, Wirtschaft, Öffentlichkeit, Stadtentwicklung, Städtebau, Freizeit, Gesund-

heit, Sport und Kultur etc. zielen,  

2. Maßnahmen zur Förderung der politischen und gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit internationaler 

Geschichte,  

3. Maßnahmen, die strukturellen Rassismus beseitigen,  

4. Angebote zur Integration von Menschen mit internationaler Geschichte. 

(3) Dem Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist der Haushaltsentwurf nach der Einbringung in den Rat zuzu-

leiten, sodass der Ausschuss die Möglichkeit erhält, zu den Haushaltsansätzen die seine Belange betre en, eine Stellung-

nahme abzugeben.  

(4) Der Ausschuss für Chancengerechtigkeit und Integration ist vor einer Beschlussfassung des Rates, und der Ausschüsse so 

rechtzeitig zu hören, dass seine Stellungnahme bei der Beratung berücksichtigt werden kann.  

Er wird insbesondere vorberatend beteiligt hinsichtlich:  

1. Grundsatzfragen der Integration von neu zugewanderten Menschen sowie entsprechender Konzepte und Leitli-

nien,  

2. Grundsatzfragen der migrationsgesellschaftlichen Önung der Verwaltung und der kommunalen Einrichtungen 

im Bereich Kinder, Jugendliche, Erwachsene und Seniorinnen und Senioren, 

3. Grundsatzfragen der Förderung und gleichberechtigten Teilhabe von Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen und 

Seniorinnen und Senioren mit internationaler Geschichte.  

(5) Er entscheidet im Rahmen der ihm vom Rat bereitgestellten Mittel über die Verwendung zur Erledigung seiner Aufgaben. 

https://www.witten.de/portal/seiten/ortsrecht-900000001-37500.html
https://www.wuppertal.de/rathaus-buergerservice/verwaltung/politik/stadtrecht/stadtverfassung.php
file:///F:/DATA/Downloads/0-011%20ZustÃ¤ndigkeitsordnung_Januar%202026.pdf

